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ſeinen Verleger Windungen Die Oppoſition des völkiſchen Flügels
S publik Ausgeknobelte Poſten Der unbeliebte Herr Graef Eine Bombe platzte DieSe Gerſenkung KHeudells Sohn Die Rolle des Zentrums Wann begann der Kuhhandel? Ungeſtillte Neugierde Das Bayriſche

e Konkordat und das Reich Der ſtrategiſche Rückzug des Herrn Scholz Kulturpolitiſche Fragen Die Opferung Krohne Das brüchige
gen ne Kabinett Thüringiſche Wahlen Die Politik der Wirtſchaftspartei Die Entwaffnung Man kneift.

Es fiel ein König, aber nicht im Streit,“ ſo ſang Bombe platzte. Herr Marx aber wußte nichts beſſeres ſiegreich gegen die Länder geſehen. Auch wenn man bei
inſt der konſervative Dichter Graf Moritz v. Strachwiß zu dun, als ſich hinter den Reichspräſidenten zu ſtecken dem letzten Vergleich den Artikel 359 erhalten mußte.

des Wohn Jahre 1848 über Friedrich Wilhelm IV. von Preußen. So wurde Hindenburg in den Vordergrund gerückt, wo Jetzt ſteht an Reinholds Stelle, dem wir auch Uunſerer
Steuer in dieſes Wort erinnert die auf dem radikalen Flügel zu gar keine Veranlaſſung vorlag. Das nachträgliche ſeits unſeren wärmſten Dank für die geleiſtete Arbeit
ihden er Deutſchnationalen ſtehende Deutſche Zeitung und Dementi ſtört uns nicht im geringſten. Es war ein Heft Ausſprechen wollen, Herr Koehler aus Baden, der Zen
wen weint damit die Mehrheit der eignen Partei Wir neh. pflaſter, das auf die blutende deutſchnationale Wunde ge krumsmannr und Partikulariſt. Gewiß läßt ſich ſeine Po
rhenbläſ en dieſen Spruch gern auf. Jn doppelter Hinſicht trifft legt werden müßte und übrigens dringend erbeten wurde. litik zunächſt führen, aber nur unter der Bedingung
ngsblat r das Richtige. Wilhelm II. und das Haus Hohenzollern Dazu die Anterbrechung jener fünfſtündigen Sitzung am daß das Reich neue Steuern beſchließt, und daß ſich nach
uforhe den in den letzten Januartagen vom Grafen Weſtarp Montag, in der man ſich ſo ſchwer einigte. kurzer Zeit herausſtellt, daß es ſo nicht weiter geht In

den Seinen preisgegeben. Nicht in ruhmlichem Herr Graef- Thüringen verſchwand in der Verſenkung, den kulturpolitiſchen Fragen vollends iſt ein Zuſammen
ſondern um Vorkeils willen Aber auch die Par Herr Dr. Hergt wechſelte in das Juſtigminiſterinmn hin ſtoß unvermeidlich. Wir werden jedenfalls guf der Wacht

igkei bſt fiel Ihre Politik iſt niemals geradlinig ge über, wo nun dieſer halbe Luther das Fähnchen ſchwentt, ſein müſſen
aweis en. ſondern ſtändigen Schwankungen unterworfen das angeblich ihm in ſeinen Händen zittert. An ſeine Wie ſich die Wahlen geſtalten würden, kann niemand
herhälin ſetzt ſtehen wir vor einem Abſchluß Man hat unter Stelle aber trat Herr v. Keudell, der den Vorzug beſitzt, vorausſehen. Die in Thüringen vollzogenen geben keinen
i gröpent in daß niemand von ihm nichts weiß. Sein Vater war Bis klaren Einblick denn ſie wurden durchgefochten, als das

marcks Freund und deutſcher Botſchafter in Rom. Wenn Kabinett Marx II noch im Werden war. Und doch zeigt
der Sohn die Briefe durchlieſt, die ſtch zweifellos in ſei ſich ſchon ein Anwachſen der Sozialdemokraten und ein
mer Hinterlaſſenſchaft befinden ſo wird das wohl kaum Rückgang der Rechten. Wir ſelbſt haben ſchwere Ein
ſeine monarchiſtiſche Geſinnung ſtärken. Vielleicht ſchlägt buße erlitten und ließen uns von der Wiärtſchaftspartei
ihm auch der Baß dann entgegen, den der Eiſerne Kan, z überflügeln. Eine worübergehende Erſcheinung. Die
ler gegen die Konſervativen, die Ahnen der Deutſch Wirtſchaftspartet ringt in ſich mit dem Problem Mieter
mationalen, ehrlich empfunden hat. Das Spiel der Partei und Vermieter und hat durch ihren Druck auf den preu
iſt mißglückt. Es gelang nicht, den völkiſchen Flügel zu Hiſchen Miniſter Hirtſiefer genügend Anheil angerich
frieden zu ſtellen, und wir ſehen mit einiger Spannung tet. Die Läden wurden von der Zwangs wirtſchaft befreit.
den Auseinanderſetzungen Zu, die ſich bereits ankünden. Angezählte Gewerbetreibende und Kaufleute ſind auf

los war die Rolle des Zentrums Es hat um die Straße geſetzt worden Die Mieten wachſen ins An
winden der dulturpolitiſchen Geſetze willen die Mitte geopfert, in ermeßliche, Und die Hausbeſitzer werden auf die Dauere Lage der es eine feſte Stellung eingenommen hat. Wenn davon keinen Vorteil haben, ſolange die Kaufkraft der

aßt da auch Herr Hörſing in Magdeburg die Führer des Zen Nation eng begrenzt iſt. Jn kurzer Zeit werden die
trums in Schutz nimmt, ſo mag das ein diplomatiſches Mieten wieder zurückgehen auf einen Stand, der erträg
Geſchick verraten, Tatſachen werden dadurch nicht geän lich iſt. Dabei darf nicht verkannt werden, daß den

ſich eine dert. And an denen halten wir feſt. Unſere Neugierde Hausbeſitzern durch die Hauszinsſteuer ſchwerſter Schaden
Im Herbſt 1925 zog wird vorausſichtlich nicht geſtillt werden. Man wird uns zugefügt wird. Hier iſt die Möglichkeit eines Ausgleichs

iniſter aus dem Kabinett Luther heraus, weil nicht erzählen, wann die ſchwarzblauen Verhandlungen zu ſchaffen. An der Wirtſchaftspartei aber wird ſich auch
die Locarnoverträge verwarf, deren Rechtsgültigkeit begonnen haben, obwohl uns das brennend intereſſtert. ihre maßloſe Agitation, die nichts Greifbares hinter ſich

uernd bezweifelt wurde. Sie waren nicht mit Zwei Nach unſerer Kenntnis ſchon im November, alſo zu einer hat, ſehr bald rächen
ehrheit angenommen. Und nun iſt das alles nicht Zeit da die Regierung der Mitte noch feſt ſtand und von Das neue Kabinett hatte als erſte Frage die Ent

wahr Die Locarnoverträge werden nicht nur als ne Kriſe wicht die Rede war. Sollte es zutreffen, waffnung zu entſcheiden. Das Verdienſt daran, die ganze
rechtlich, ſondern auch als ſtaatsrechtlich bindende Daß jene merkwürdige Abbitegung mit dem Konkordat in. Angelegenheit ſchicklich aus der Welt geſchaffen zu haben,

kannt. Aeber den Eid auf die Republik ſtolpert nie Bayern suſammenhängt, gegen das die Liberalen und kommt der alten Regierung mit Einſchluß der Demokraten
Das Bebelſche Wort, darüber fahren wir vier Sozialdemokraten geſtimmt haben Eine Antwort er zu. Für uns ſind auch die neuen Bedingungen ertragbar,

ig hinweg, hat auch für die Deutſchnationalen Gel arten wir nicht, wir geben ſie uns ſelbſt, und können weil wir ſte in den großen Rahmen der Außenpolitik ein
Daß ſie das Treugelöbnis Halten, bezweifeln wir s da wir wiſſen daß Serr Marr ſchon vor Monaten ſtellen und wiſſen daß in dieſer Richtung die Zukunft zu
Wer ſich in eine Gefahr begibt, kommt darin um. uf demokratiſche Miniſter gedrückt Hat, glücklicherweiſe ſuchen iſt. Die Deutſchnationalen aber müſſen Dinge

ſitzen gar nicht die Kraft, um die Verfaſſung zu rgebens, um das Reichskonkordat zu erhalten Die ſchlucken, die ſie immer leidenſchaftlich bekämpft haben.
rn und haben ſich in dem Geheimprotokoll verpſlich nächſten Monate werden Ja eigen ob die Rechnung rich Deshalb haben ſich auch ihre Miniſter der erſten Kabi
keine Abänderungsanträge ohne Zuſtimmung der tig geweſen iſt. Die Deutſche Volkspartei wird kaum zu mettsſitzung entzogen. Das Spiel iſt zu durchſichtig, als
litionsparteten zu ſtellen. Man fragt ſich vergebens, ſtimmen können ohne gewaltige Anhängermaſſen zu daß es Eindruck machen könnte. Zur Begründung wird

u dann der ganze Lärm die Jahre über nötig ge verlieren Man kann dem liberalen Bürgertum vieles angeführt, die Herren Koch und Schiele hätten an den
iſt. nachſagen, aber in dieſem einen Punkte iſt es einpfindlich, Beratungen nicht teilnehmen können weil noch die bei
och nicht das war das Schlimmſte. Wer deutſch und es wird keiner Geſchichlichkeit gelingen, alte Grundſätze den anderen Poſten unbeſetzt waren. Dann hätten ſie auch

tionale Blätter lieſt, wird von dieſem Geſinnungswech Prekozugeben, hie ſich ſelber zu opfern die Ernennung ſolange ablehnen müſſen. Da ſie das ver
verdammt wenig erfahren. Was man aber nicht ver Die Deutſche Volkspartei hat ſich in eine Lage hinein abſäumt haben, ſtellt ſich ihr Verhalten als das Gegenteil
leiern kann, iſt die perſönliche Niederlage, die man er manövriert, die außerordentlich bedenklich iſt. Sie ſucht von Heldentum dar Es fängt gut an.

hat. Es iſt ohne Beiſpiel in der Geſchichte der war in einer Erklärung das zu verwiſchen, aber ſie Richard Mayſchen Republik, daß eine Partei Miniſter anbietet täuſcht niemanden, nicht einmal ſich ſelbſt. Vielleicht hat

Dann vom Reichspräſtdenten abgelehnt werden. Eben e e n v e e der vergan W SWenig aber iſt es bisher vorgekommen, daß über ſolche h annt, daß man ihn nicht mehr für einen 7 bür ſe ginge zſten in einer Fraktion geknobelt wurde Den e glängenden Strategen hält. Nur zwei Sitze im Kabinett Die Sch w ierigkeiten der Landwirtſchaft.
hl mußte entſchteden werden, wen man für die Kemter nd der Partei geblieben. Auf Herrn Krohne mußte ſie De okratiſche Fürſorge
eeignet betrachtet. Wenn die Fama gut unterrichtet Wichten, damit deutſchnattonale Begehrlichkeit erfüllt Abgeordneter Die triſch Baden (Demokrat) führte

el Aindeiner Witdan mit einer Minderhett on erden konnte. Vor allem aber ſt ihre Stoßkraft gen ber de Etatsboratung im Haushaltsausſchuß des Reichs
Stimmen gegen Herrn Dr. Hergt. Die Wiederholung ſchwächt Sle hatte darauf gepocht, daß ſie zwiſchen tages als Berichterſtatter für Ernährung und Landwirt
her Vorkommniſſe müſſen wir uns entſchieden verbit Deutſchnationalen und Zentrum wieder ſo vermitteln ſchaft u. a. aus, daß die Erhöhung der Einnahmen, die

Ein gerüttelt Maß von Schuld trägt daran Herr könnte, wie im erſten Kabinett Luther. Daß die Schwar ſich daraus erklären, daß die Fiſcher und die Winzer, die
r. Nach der Verfaſſung ſchlägt er die Miniſter vor, den Und Blauen Untereinander einig ſind und die Volk zum Deil ſehr großen Darlehen, die ſie erhalten haben,
dann der Reichspräſident ernennt. Er ſelbſt hatte partei nur als Anhängſel dulden, vergerrt das Bild nunmehr anfangen zu verzinſen. Er wies darauf hin,

recht wenig zu melden. Jede Partei ernannte ihren Weber die Lebensdauer dieſer Regierung etwas zu Daß zwar beim Miniſterium eine beſcheidene Höher
iſter, während er und Herr w. Hindenburg nur noch agen, wäre voreilig, nur ſollen wir uns auf kommenden ſtufung des Perſonals eingetreten ſei, daß aber nur ein
Beſtätigungsrecht hatten Das iſt eine Amkehr un Wahlkampf vorbereiten, denn wenn es ſauſt, gibt es kein Kopf beim etatsmäßigen Beamtenperſonal inehr ange

Verfaſſung Aber es ging weiter. Die Deutſchnatio neues ohne daß die Wähler zuvor befragt worden wären. fordert worden ſſet. Auch an den ſachlichen Bedürfniſſen
en verteilten die Reſſorts, micht nach der Begabung, Jn ſich iſt es brüchig. Nicht nur zahlenmäßig, denn wenn ſei geſpart worden Er hegrüßte, daß bei den Zuwen

de n nach der parteipolitiſchen Stellung And ſo Der völkiſche Flügel der Deutſchnationalen abſplittert, dungen zur Förderung der länd wirtſchaftlichen Erzeugung
r ſie dazu, Herrn Hergt und Herrn Graef-Thürin gerät es bereits in die Minderheit, zumal ihnen Herr 350000 Mark mehr angeſetzt ſeien, die in erſter Linie
anzubieten Der Ausdruck iſt übrigens recht ſchwach. Wirth ſchon das Vertrauen verweigert und ſeine Freunde den Abſatz der Milch, dann aber die Ve rbeſſerung der
nannten eigenthich nur hatten ſie dabet das Pech keine Begeiſterung empfinden Kräftiger noch wirken ſich Milchprodukte und hre ſachgemäße Aufmachung fur den
die Beſtätigung ausſiel. Herr Marx ſah die Liſte, und die ſachlichen Gegenſätze aus. Jn der Frage der Arbeit Handel fordern ſollen. Hier liege ein großes und fucht

ob keinen Einſpruch. Der Führer der Regierung ließ zeit werden die Deutſchnationalen nachgeben, und dem bares Arbeitsgebiet, das nicht nur der bauerlichen Land
ühren. Von anderer Seite erfolgte der Gegenſtoß, hinter ihnen ſtehenden Induſtriellen Und Großbankiers wirtſchaft großen Abſatz werſchaffe, ſondern auch die
man tut wohl Herrn Dr. Streſemann nicht Unrecht eine peinliche Enttäuſchung bereiten. Aber der Finanz Lebenshaltung und Hygiene der Bevölkerung verbeſſern

ſeine geſchickte Hand dahinter vermutet. Eine aitsgleich hat ſeine Klippen. Bisher haben wir das Reich werde. Der Kampf gegen die Pflangenſchädlinge und



reicht.

Hypotheken, von 1,1 Milliarden auf 1,8 Milliarden ge

gegen die neuerdings wieder ſtärker äauftretende Maul und machen. Man hat nämlich inzwiſchen allenthalben ent n
Klauenſeuche werde erhöhte Mittel fordern Für die
Schaffung von Einheits- und Muſtertypen hand wirtſchaft
licher Maſchinen und Geräte ſei wieder eine Million ein
geſehzt, es werde aber notwendig ſein, daß dieſer Aufgabe
in Zukunft erheblichere Müttel zugeführt würden. Hier
gelte es, Arbeit zu erſparen und gleichzeitig mehr zu
produgieren. Die beiden größten Aufgaben aber, die
dieſes Jahr zu fördern ſeien, das ſei der Abſatz an Dünge
mittel und die Verbeſſerung des Agrarkredits. Trotz
der verſpäteten Kreditaktion für den Düngemittelabſatz
im vorigen Jahre habe dieſer wider alles Erwarten
mahegu den Abſatz von Dünger des Jahres 1924-25 er

Der Energie der Bauern und der Leiſtungs
fähigkeit der Fabriken ſei dieſes glüchliche Reſultat zu
werdanken. Jn dieſem Jahre habe ſowohl der Abſatz an
Stickſtoff als auch an Thomasmehl und Kali eine gün
ſtige Entwicklung genommen die erwarten llaſſſe, daß der
worjährige Verbrauch überholt werde. Natürlich hänge
der Düngemittelabſatz ſehr zuſammen mit der Frage des
perſonal- und Realkredits der Land wirtſchaft. Man
könne annehmen, daß die land wirtſchaftlichen Hypothekar
ſchulden, ohne die aus der Aufwertung herrührenden

ſtiegen ſeien, alſo um 760 Millionen. Die Perſonalſchul
den, ſoweit ſie ſeſtſtellbar ſeien, hätten in der Zeit um
260 Millionen abgenommen. Trotzdem könne aber da
mit gerechnet werden, daß die Verſchuldung micht erheb
lich zugenommen habe, weil eine Anmenge Geſchäfts
maſchinen, Düngemittel und ähnliche Schulden abgedeckt
worden ſeien.

Auf das ſchärſſte müſſe man ſich aber gegen die Kre
Hitpolitik der Rentenbankkreditanſtalt wenden, die durch
die Hypothekenbanken und ſonſtigen Kreditinſtituten der
Landwirtſchaft Realkredit unter Bedingungen gebe, die
micht mehr zeitgemäß ſeien. Die Bedingungen ſeien der
maßen umfangreich und dermaßen dwückend, daß ſie von
den Landwirſen nur ungern hingenommen würden. Es
müſſe dahin kommen, daß dieſe Jnſtitute, genau ſo wie
es die Banken heute in ihrem Kreditverkehr ſchon tun,

wieder zu normalen Bedingungen und ohne geradezu
wucheriſche Beſtimmungen Geld geben. An einer Anzahl
won Beſtimmungen der Darlehnsurkunden bekämpft der
Redner auf das ſchräſſte dieſes Syſtem, wor allem die
Kautſchuk Beſtimmungen die darin enthalten ſind, und
das Verlangen, daß der Schuldner ſich in jedem Falle der
ſoſortigen Zwangsvollſtreckung unterwirft. Es ſei Auf
gabe des Reichstages, notſalls durch Wiederinkraft
ſetzung der Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſſetzbuches
hier Ordnung zu ſchaffen. Es ginge auch micht an, daß
Der von den Genoſſenſchaften vertretene Perſonalkredſtt
wielfach noch um einige Prozent teurer ſei als das Geld
wom ürſprünglichen Geldgeber Herausgegeben werde.
Der Weg vom urſprünglichen Geldgeber bis zum letzten
Nehmer dürfe höchſtens A Prozent koſten, denn alle die
Zwiſcheninſtanzen ſeien doch nur Vermittler Tatſächlich
koſte der Weg 2 und 228 Prozent, ein Zuſtand, der un
der deinen Umſtänden ertragen werden könnte.

Geſchworene und Schöffen.
Schluß mit einer Juſtigreforan, de

keine war.
Die jüngſte Entwicklungsgeſchichte der deutſchen
Rechtsſprechung hat Veranlaſſung gegeben, daß neuer

dings wieder ernſthaft die Forderung erhoben wird, die
ſogenannte Juſtizreform, die der bayeriſchvolksparteiliche
Juſtizminiſter Dr. Emminger 1923 auf Grund der
Ermächtigungsgeſetze dekretiert Hat, wieder vrückgängig gu
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die wir jetzt erleben
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dechen milſſen, daß diejenigen Kreiſe recht behalten ha
ben, die ſeinerzeit der Auffaſſung waren, daß dieſe Juſtigz
reform keine geweſen iſt. Was hat Emminger getan?
Er hat mit einem Federſtrich an die Stelle der Beratung
das Diktat geſetzt, er hat die bis dahin beſtehende gemein
ſame Arbeit von Geſchworenen und Richtern beſeitigt.
Er hat in Wirklichkeit die Geſchworenen zu Schöffen ge

Gruppe für Handwerk u. Gewerbe.

Montag, den 14. Februar, abends 8 Uhr
ſpricht in den

Altſtädter Bürgerſälen
Apfelſtraße 9
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der SchretnerJnnung Caſſel
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III
Zu dieſer Verſammlung laden wir alle Hand

werksmeiſter und Gewerbetreibende freundlichſt ein.
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macht, die lediglich über die Schuldfrage mitzureden ha
(ben, während die Beſtimmung des Strafmaßes den Be
rufsrichtern allein überlaſſen wurde. Damit hat Emmin-
ger eine Klaſſifizierung zwiſchen Berufs und Laten-
richtern vorgenommen, die einer Degradation der Lafen-
richter gleichkommt. Die Folgen konnten nicht ausblei
ben, die Laienxichter, ſprich Geſchworene, fühlten ſich nicht
mehr als vollwertig und mußten deshalb den unkontrol
lierbaren Einflüſſen ſeitens der Berufsrichter mehr als
bedenklich ausgeſetzt ſein. Hinzukommt ein anderes,
früher war der Vorſitzende eines Schwurgerichtes ver
pflichtet, die Geſchworenen vorher nicht nur auf die Ver
antwortung ihres Amtes auſmerkſam zu machen, ſondern
ſie auch über alle Einzelheiten ihrer Tätigkeit einſchließ
lich über den Abſtimmungsmodus, über die Mehrheits-
motwendigkeiten, ins Feld zu ſetzen. Das mußte in öf
fentlicher Verhandlung geſchehen Auch das iſt beſeitigt
worden. Und ſo konnte es kommen, daß ein Fall be
kannt geworden iſt, in dem die Geſchworenen nicht einmal
Beſcheid wußten, daß eine von ihnen mit den Berufs
richtern gemeinſam zu treffende Entſcheidung, nämlich die
Frage über Schuld oder AUnſchuld, nicht mit einfacher, ſon
dern mit Zweidrittelmehrheit erfolgen mußte. Das ſind
Zuſtände, die unhaltbar ſind, und die, gerade weil ſie

ſymptomatiſch ſind, als die weſentlichſten Arſachen für die
Vertrauenskriſe der Juſtiz mit angeſehen werden müſſen,

Es wird deshalb dringendſte Aufgabe der geſetz
gebenden Körperſchaften, dieſe Reformen, die ein typiſches
Kind der Jnflationszeit ſind, zu beſeitigen. Es wird not
wendig ſein, zur Stärkung der Rechtsgarantien die
Schwurgerichte in ihrer urſprünglichen Faſſung wieder

Aufgaben orientiert, zu einem brauchbaren Schöffen un

Provinzial Ausſchuß beantragt

Schuldfrage wie ailch über die Frage des Skräſtttzes en
ſcheiden Darubet hinaus aber zwingen die Erfährünge m agdebu
der letzten Zeit dagu, für die Geſchworenen nd da
gilt auch für die Schöffen Kurſe einzurichten in dene
ſie nicht zu Voll der Hälbjüriſten gemacht werde ſo
Cen, wohl aber müſſen ſie für clle Formalitäten hre
werantwortlichen Amtes genau unterrichtet werden. An
dann ſollte man auch in der ſozialen Auswahl der Lafer
richter in Zukunft bedenken, daß die deutſchen Lände
Volksſtaaten geworden ſind. Man wird auch den ein
fachſten Arbeiter wenn man ihn zweckmäßig über ſein

Geſchworenen machen können. Für die Weberwindung de
Vertrauenskriſis der Juſtiz wäre damit viel gewonnei

Aus Parrlurnentenn v re
Zur Verlegung der Provinzialverwaltung.

Der Provingziglausſchuß nahm in ſeiner Sitzung vo
letzten Mittwoch folgenden Anträg über die Verlegung de
Provingzialverwaltung an

„Der Provinziallandtag wolle beſchließen:
daß der Sitz der Provingzialverwaltung 90

Merſeburg in eine der beiden größten Städte der Pri
vinz verlegt wird,

2. die von den beiden Städten gemachten Gebote
koſtenloſe Ueberlaſſung von Baugelände und GBevei
ſttelllumg von Mietswohnungen für Beamte Und Ang
ſtellte für den Fall ihrer Wahl anzunehmen,

3. zu beſtimmen, ob die Verwaltung wach Magd
burg oder nach Halle verlegt werden ſoll,
1. den Provingialausſchuß zu beauſtragen, dem
Frühjahr 1928 guſammentretenden Provingzialländte
Pläne für die erforderlichen Neubauten vorzuſchhage

Schließlich beantragt der Provingialausſchuß, ihn
ermächtigen, die hierfür erforderlichen Mittel kurgfriſt
anzuleihen und auf die ſür den Bau neuer Provingiolg
bäude gufzunehmende Anleihe vorſchußweiſe zu verre
nem, Die Koſten für die erforderlichen Bauten ſind a

Millionen Mark veranſchlagt. Der Landeshauphtman
rechnet damit, daß eine jährliche Mehrbelaſtung v
300 000 Mark gleich Prozent der Amlage entſteht

Reichstagsabgeordneter SchuldtSteglitz 50 Jahre.

Am 30. Januar beging der Beamtenführer un
Reichstagsabgeordnete der Deutſchen Demokratiſchen Po
bei, Otto Schuld t, ſeinen 50. Geburtstag. Schüldt, d
in Altona a. d. Elbe geboren iiſt, war bereits zeitig
Beamtengenoſſenſchaftsweſen tätig. Ebenſo frühgeitig
hätigte er ſich beamtenpolitiſch und zwar als Vorſitze
der des Beamtenverbandes in Wilhelmsburg. Als Eiſe
bahnbeamter widmete er naturgemäß ſein Augenmerk d
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Eiſenbahnbeamten; am 1. Juli 1919 wurde er Vorſitzend
des Gewerkſchaftsbundes Deutſcher Eiſenbahnbeamten n
Anwärter. Auch politiſch iſt er frühgeitig als Mitgli
des Gemeinderates in Wilhelmsburg und Kreistagsder
kierter des Landkreiſes Harburg hervorgetretein De
Reichstag gehört Schuldt ſeit 1920 an.

micht wur in den Kreiſen ſeiner Kollegen ſonderm in
geſamten Beamtenſchaft großes Vertrauen und hat
als Abgeordneter in Vertretung der wirtſchafthichen u
rechtlichen Jntereſſen der Beamtenſchaft große Verden
erworben

Möge es dem verehrten Politiker und Beamtenfüht
noch recht lange wergönnt ſein, ſeine Kräfte zum Wol

herzuſtellen. Berufsrichter und Geſchworene müſſen mit
gleichen Rechten un d gleichen Pflichten ſowohl über die

der Beamtenſchaft und des ganzen denttſchen Volkes e
zuſetzen.

unſt und Leben.

Neue Briefe von Walther Rathenau.
Vor einiger Zeit iſt unter tätiger Mithilfe der mun

guch geſtorbenen Mutter Walter Rathenaus eine Samm-
lung der Briefe Rathenaus erſchienen, die einen feſſeln
den Einblick in das Weſen Rathenaus gegeben haben.
Jetzt liegt in gewiſſem Sinne eine Ergänzung zu dieſen
Briefen vor, in einem Buch, das den Briefwechſell Walter
Rathenaus mit dem Religionsphiloſophen und Dichter
Paul Eberhardt enthält Leopold Klotz Verlag, Gotha).
Eberhardt war lange Jahre freundſchaftlich mit Rathe
nan verbunden und in den jetzt der Oeffentlichkeit be
kannt gewordenen Briefen ſieht man nicht den Groß
unternehmer, nicht den Wirtſchaftsführer und Politiker,
ſondern den anderen Rathenau, der in ſpäten Nächten ſich
mit ſeinem Freunde über die letzten Dinge ausſpricht.
einige dieſer Briefſtellen ſind wie dagu geſchaffen, um uns
den Menſchen Rathenau näherzubringen.

Der Menſch ſteht an der Grenze zweier Welten.
Jn der Welt des Denkens iſt er galt und erfahren;

ſie beginnt von ihm abzufallen.
In der Welt der Seele iſt er kindlich neu und jung
er taſtet Schritt für Schritt vorwärts.

Die Welt des Denkens iſt geordnet nach dem Prinzip
von Raum und Zeit; ſie ſteht unter der gedachten Ordnung

der Entwicklung
Die Welt der Seele iſt Erfüllung; ſie bedarf der ge

danklichen Ordnung nicht mehr
Unter der Spezies des Denkens betrachtet das

wir noch nicht entbehren können iſt die Welt der Seele
micht die letzte, die Welt des Denkens nicht die erſte
Es gibt ſomit eine „Gottſeite“ and eine „Weltſente“
als Richtung der Schöpfung

Die Welt des Denbens werlangt die Tat, die Ethik und
Sinnlichteit. Wir dürfen vor der Reife dieſe Modalitäten
der Welltſeite nicht verlaſſen

Die Welt der Seeſe ruht; (von jener Seite betrachtet).
In ihr löſt ſich Denken, Tun und Werten in Gott.

Freienwalde, 16. 9. 1917.

Was gauf mir laſtet, iſt das Kommende
nicht an meine Perſon, die mag ihren Winkel finden. Jch
ſehe das Grauen endlos ins Anabſehbare werlän
gert, und hinterher keine Beſſerung. Niemand kann
lernen, niemand kann lehren. Jm Zeitenſtab des Pla
neten iſt es ein Ritz, im Weltenganzen iſt es ein Rauch,
für ein Lebensalter iſt es zu viel. Anſere Lebenstorheit
iſt es nun einmal wir möchten etwäs gerundetes ſehen
auch die Tragödie zeigt mit einem Finger über ihr Ende
hinaus. Sollen wir nur die Düngung, nicht einmal die
Saat erleben

Lieber Freund, wir beiden wiſſen eine Antwort auf
alles dies; Luther ſagte: ich bin fröhlich im Geiſt, aber
ſehr betrübt im Fleiſch Meine Pflicht wäre, Sie, der Sie
aus einer guten Hoffnung wieder in die Plage gedrängt
ſind, aufzuheitern. Jch könnte es im Alltag, ich bin
keineswegs ſtündlich traurig, ſondern, ſoviel ich kann,
tätig. Doch Sie erwarten von mir keine Momentauf
nahme, ſondern den echten Amriß.

Hier wird es Herbſt. Die heutige Racht, meine letzte
hhier, hält eine Stunde lang den Zeiger an. Morgen be
ginnt die minder bewußte Seite meines Lebens, die er
müdenderen Tage, die tieferen Nächte

17. März 1919.

Jch bin Jhnen dankbar für den Drang nach Wahrheit
und Gerechtigkeit und das Wohlwollen Jhrer Geſinnung.
Doch darf ich Jhnen nicht verſchweigen, daß eine, und zwar
eine entſcheidende Aeußerung, die nach meiner Uebergzeu
gung dieſe Tendenz verläßt, mich tief geſchmerzt hat.

Sie ſagen, daß „ſich ein anaterielles Wohlleben nicht
mit einer Entſagungstheorie, wenn ſie anderen als er
ſtrebenswert hingeſtellt wird, in Einklang bringen läßt
und Sie erwähnen das frewelhafte Wort, richtet euch nach
meinen Worten und nicht nach meinen Taten. Beides
ſagen Sie in Bezug auf mich und eignen ſich in einer
ernſten Rechtfertigungsſchrift das Feindſeligſte und, wie
ich glaube, das Angerechteſte an, das je gegen mich geſagt
warrde.

Jch denke

Wo iſt je in meinen Schriften won einer Entſagut
auf bürgerliche Lebensführung die Rede geweſen

Woraus ſchließen Sie, daß ich mich über das Maß b
gerlicher Lebensführung hinaus dem Wohlleben hingel

Jn meinen Schriften finden Sie vielmehr ein gew
tiges Arbeitsmaß, das der Aufgabe gewidmet iſt, den

Wohlſtand für alle zu ſchaffen. Jch weiß nicht viele
ſich mit ſolcher Nachhaltigkeit dieſer Aufgabe hingegel
hätten, wie ich es in der neuen Wirtſchaft getan habe

Freilich verurteilte ich frivolen und prunkſüchti
Luxus ſehr hart. Haben Sie das mindeſte Anzeichen
für, daß ich ihn betreibe? Mein Tag vergeht in Arb
vom Morgen bis zum Abend, den Begriff der Vergni
kenne ich nicht, ich pflege keinen geſelligen Verkehr.

eines jüngeren Oberbeamten meiner Geſellſchaft entſpri

Puritanismus zur Schau trüge, den ich in meinen
ten ablehne.Oder wollen Sie in den Vorwurf der Pamphlete e
ſtimmen, daß ich jene kleine hiſtoriſche Beſitzung in Frei
walde wor amtlicher Zerſtörung geſchützt habe
in den Beſitz meiſter Stiftung über, damit ein unberühr
Wohnhaus aus der Luiſengeit Preußens erhalten blef
Jſt das, was Se unter Wohlleben verſtehen?

Grunewald, 6. 7. 1920

Sehr verehrter Herr Eberhardt,

vielleicht auch nachgukragen. Für die Verwirklicht
find anſcheinend andere beſtimmt. Heute ſind nur
Gegenkräfte am Werk, die Jhnen zur Genüge beban
ſind Das Land und insbeſondere meine Freu

hätten ſich zu meinen Gedanken anders ſtellen
wenn eine Beſchleunigung im Plane gelegen hätte.

Jn Ergeben heit Rathenau.

gemeinen Wohlſtand zu heben, den Gegenſatz der Klaß
auch im Materiellen aufzuheben und einen bürgerlich

hundertjährige Maß der Lebensführung meiner Fam
habe ich bis auf die Ebene geſenkt, die etwa dem Verbra

Ich würde es für Affektiertheit halten, wenn ich ein di

Sie

ich bin jetzt 53, habe ziemlich ein Menſchenalter
arbeitet und nicht mehr viel, jedoch noch einiges zu ſag 9 e g
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1627 in Stuttgart ſtattfindet, ein

I besen das Geſetz in die
h Volkspartei verſchweigt die wichtige Tatſache, daß der

Streiflichter aus dem Stadtparlament.
Magdeburgs Wohnungsbaupolitik. Willkür der Regierung bei den Zuweiſungen
aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorgefonds. Praktiſche Fürſorge für die weib

liche Jugend Der Staat als Bodenſpekulant.
Magdeburg, 4. Februar. 1927.

Mit einem Wohnungsbauprogramm auf weite Sicht
Hatte ſich die Stadtverordnetenverſammlung zu beſchäfti
gen. Der Magiſtrat glaubt, eine geordnete Planwirt
ſchaft am zweckmäßigſten durchführen zu können, wenn er
ſchon jetzt für eine Reihe von Jahren ein Wohnungsbau-
Programm aufſſtellt, durch das der Fehlbetrag an Woh
müngen allmählich zum Schwinden gebracht und gleich
zeitig auch der durch den Bevölkerungszuwachs neu ent
ſtehende Bedarf gedeckt werden kann. Für das laufende
Jahr ſollen 1250 neue Wohnungen erbaut werden und in
den folgenden ſechs Jahren je 1500. Die Stadt hat mit
Dieſem Plan wieder einmal bewieſen daß ſie fixer zu ar
eiten verſteht als der ſchwerfällige Apparat der Regie
ung. Auch die Regierung hat ein großes Wohnungsbau
programm angekündigt. Es wäre höchſte Zeit, daß ſie
Damit endlich herausrücht. Das Frühjahr ſteht vor der
Tür und damit die Zeit, da die Bauarbeiten, die in
Dieſem Winter bei dem außerordentlich milden Wetter
überhaupt nicht zu ruhen brauchten, in vollem Umfange
n Angriff genommen werden können. Viel koſtbare Zeit
iſt im vergangenen Jahre durch die verſpätete Verabſchie
ung des Bauprogramms der Regierung verloren gegan
gen. Faſt ſieht es aber ſo aus, als ob unſere Regierung
aus ihren Fehlern nichts lernen will.

Die im vergangenen Jahre von den Privatarchitekten
mit Recht erhobenen Klagen, daß ſie trotz der außeror
Dentlich regen Bautätigkeit nur wenig zu tun hatten weil

das Hochbauamt. und das Stadterweiterungsamt die
garchitektioniſche und bautechniſche Bearbeitung der Bau
worhaben der Stadt durchgeführt hatten, werden in dieſem
Jahre nicht wiederkehren. Es iſt Vorſorge dafür getrof

fen, daß die Tätigkeit der ſtädtiſchen Bauämter ſich ledig
lich auf die Faſſaden- und Grundrißlöſungen erſtreckt und
Haß die Einzelausgeſtaltung durch die Privatarchitekten
wicht beeinträchtigt wird. Dieſe ſelbſtverſtändliche Re
gelung iſt außerordentlich zu begrüßen, denn ſo begreiflich

auch der Ehrgeiz unſerer ſtädtiſchen Architekten iſt, die
Bauvorhaben, deren geiſtige Arheber ſie ſind, auch ſelbſt
zu hetreuen und heranreifen zu laſſen, ſo war doch durch
Die völlige Ausſchaltung der Privatarchitektem die Beſorg
mis nicht unbegründet, als ſollte auch das geſamte Bau

Hewerbe allmählich ſozigliſtert werden. Davor bewahre
uns der liebe Himmel.

Bei der Beratung des Bauprogramms kam auch die
Entrüſtung über die Willkür der Regierung bei der Ver
keilung der Mittel aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorge
Fonds zu recht kräftigem Ausdruck Magdeburg hat im
wergangenen Jahre nicht weniger als 254 Millionen Markt

an Hauszinsſteuern aufgebracht, für ſeinen Wöolhnungsbau
im ganzen aber nur 400 000 Mark zugewieſen erhalten.
Andere Städte wie Potsdam und Halle, die weit weniger

an Hauszinsſteuern aufgebracht haben, ſind weit beſſer aus
Dem erwähnten Fonds bedacht worden. Die Wohnungs
Not iſt in dieſen Städten aber nicht größer als in Magde-
burg. Es kommt als weiteres Moment moch (hingu, daß
Magdeburg eine um ein Vielfaches höhere Arbeitsloſen
viffer beſitzt und für Wohlfahrtszwecke weit höhere Auf

die Städte, die von der
Regierung in ſo offenbarer Weiſe begünſtigt werden.
Die Stadtverordnetenverſammlung proteſtierte in einer
Entſchließung entſchieden gegen dieſe Willkür und forderte,
Daß die an die Stadt zurückfließenden Beträge dem Auf

v e eWeiterſchulung und Arbeitsloſigkeit
Jm Württembergiſchen Landtag hat die Gewerk

chaftsſekretärin Frau Elſe Ebe rihiaot mit Unté.
ſtützung der demokratiſchen Fraktion folgenden Antrag
eingebracht, der einſtimmig angenommen wurde

„Das Stagatsminiſterium zu erſuchen, auf die Ge
meinden dahin einzuwirken, daß ſie mit Rückſicht auf die
I Schwierigkeit, die Oſtern 1927 Zur Entlaſſung kommen

Den Schülerinnen in Lehrn und Anfangsſtellen unterzubringen, deren Weiterſchulung in geeigneter Weiſe wer

Reinhold ſpricht auf dem demokratiſchen Parteitag.

Der bisherige demokratiſche Rei imanzminiſter Dr.Reinhold hat ſich bereit erklärt, auf n mächſten r
ſag der Deutſchen Demokratiſchen Partei, der zu Oſtern

programmattiſches Referat zur Finangpolitik zu übernehmen.

Die Deutſche Volkspartei und die Rechtsanwälte,
Anlauterer Wettbewerb

Der Reichstagsabgeordnete Brodauf (Dem.) teilt uns
mit Den Rechtsanwälten in Berlin iſt dieſer Tage fol
endes Schreiben zugegangen

„Wir beehren uns, Jhnen freundlichſt mitzuteilen, daß
der Berliner Reichstagsabgeordnete von Raumer (D. V.
P), ſowie die Herren Abgeordneten Dr. Cahl (D. V.
P.), Dr. Wunderlich (D. V. P u a. gegen das vor kur

dem im Reichstag angenommene Arbeitsgerichtsgeſetz ins
i beſondere aus dem

Ausſchaltung der Anwaltſchaft für untragbar erachten
Deutſche Voſkspartei,

Grund geſtimmt haben, weil ſie die

Berliner Arbeitsgemeinſchaft.
Die Deutſche Volkspartei hat nicht den geringſten
Srund, aus ihrer Abſtimmung zum Arbeitsgerichtsgeſetz
Kapital zu ſchlagen. Von ihren 51 Abgeordneten haben
Hei der Schlußabſtimmung 16 gegett, 11 für das Geſetz ge
ſtimmt, und nicht weniger als 24 haben gefehlt Die Deut
ſche Volkspartei hat alſo, da man die 11 Jaſager von den
16 Nenſager abziehen muß, im Fängen nur 5 Stimmen

Wagſchale geworfen. Die Deut

kommen an Hauszinsſteuer und dem Stande der Woh
nungsnot entſprechend bemeſſen werden.

Praktiſche Fürſorge für die ſchulentlaſſene weibliche
Jugend will die Stadt treiben durch die Einführung der
Berufsſchulpflicht für die weibliche Jugend. Nach dem vom
Magiſtrat vorgeſchlagenen Ortsſtatut ſollen von Oſtern
ab die weiblichen Schneiderlehrlinge zum Beſuch der Be
vufsſchule werpflichtet werden. Die Zweckmäßigkeit einer
ſolchen Maßregel ſteht außer jeder Debatte. Stadtv. Frl.
Behrens beantragte dazu, den Magiſtrat zu erſuchen,
auch für die anderen im Beruſe ſtehenden weiblichen Ju
gendlichen Anterrichtsmöglichkeiten zu ſchaffen, damit zu
Oſtern 1928 alle im Beruf ſtehenden Mädchen den Berufs
ſchulen zugeführt werden können. Die Verſammlung er
kannte den Segen einer ſolchen Maßregel durchaus an
und nahm den Antrag von Frl. Behrens einſtimmig an.

Magdeburg hat mit Vater Staat bisher auf keinem
Gebiete beſonders günſtige Erfahrungen gemacht. So
lange es Feſtungsſtadt war, hatte die Stadt an der Elbe
für ihn nur vom militäriſchen Standpunkt aus einiges
Jntereſſe. Daß der Feſtungscharakter für Magdeburg
ein ſehr böſes Geſchenk war, brauchen wir hier nicht näher
auseinander zu ſetzen. Der Staat hat der Stadt das Ge
llände, das er zum Bau der Feſtungsanlagen benötigte,
zum Deil einfach weggenommen, zum Teil hat er die
Stadt dafür mit einem Spottpreiſe entſchädigt. Vor
mehr als 50 Jahren ſchon hatte die Regierung erklärt
daß die Feſtungsanlagen Magdeburgs wertlos ſeien
Aber noch Jahrzehnte ſpäter ſchnürten die Feſtungswällle
Magdeburg ein und verhinderten jede freie Entſaltung
der Stadt. Ja, die Sadt mußte dann mit ſchweren Miällio
men die für den Staat wertlos gewordenen Wallanlagen
in der Nordfront kaufen und hat bei dieſem Kauf ſchwere
Verluſte erlitten, ebenſo auch die Bürger, die das teure
Baugelände erwarben, um hier Wohnhäuſer erſtehen zu
haſſſen. Das mit ſo hohem Kaufgelde belaſtete Baugelände
machte eine Rentabilität der Wohnhäuſer unmöglich und
mancher Bauherr, aber auch mancher Bauhandwerker, der
an dieſen Bauten beteiligt waxr, iſt dadurch ruiniert wor
den. Vater Staat aber ſchaute ſeellenruhig zu.

Etwas ähnliches iſt auch jetzt wieder im Gange. Die
zur Ruine gewordene Zitadelle ſoll die Stadt erwerben,
aber zu einem Kaufpreis, der das Ganze zu einem aus
geſprochenen Wuchergeſchäft ſtempelt. Verwerflich iſt das
Verhalten der Vertreter des Fiskus umſomehr, als gerade
das Zitodellengelände ſeiner Zeit der Stadt ohne Ent
ſchädigung weggenommen wurde. Es würde nichts
anderes ſein, als eine Wiedergutmachung eines alten
Anrechts, wenn der Staat heute der Stadt das für ihn
wertloſe Gelände, das die Stadt auch nur unter einem
Aufwand von vielen Hunderttauſend baureif machen kann,
zurückgebben würde. Die von dem Vertretern des Fiskus
erhobenen Forderungen ſind aber ſo unerhört, daß das
Verhalten der Regierung, deren Beſtreben es angeblich
ſein ſoll, jeden Bodenwucher und jede Bodenſpekulatton
zu verhindern, öffentlich gebrandmarkt werden muß.

Jn der Stadtverordnetenverſammlung beſtand wöllige
Einmütigkeit in der Verurteilung des Vorgehens der
Regierung, da man auch hierin wieder die völlige Ver
ſtändnis loſigkeit der Vertreter des Fiskus für die Lage und

e ennnm-m— S eheHer vorausſichtliche neue Haſſeler Regierungspräfident

Dr. Friedensburg
der bisherige Polizei Vizepräſident von Berlin,
Regierungspräſidenten von Kaſſel ernannt werden. ſoll zum

Ausſchluß der Rechtsanwälte ſchon in der Regierungsvor
lage enthalten war und daß es ſich um die Vorlage einer
Regierung handelt, der die Deutſche Volkspartei angehör
te; die Vorlage trägt zwar nur die Anterſchrift des dem
Zentrum angehörenden Miniſters Dr. Brauns, aber ſie iſt
mit Billigung des Kabinetts einſchließlich ſeiner drei
volksparteilichen Miniſter eingebracht.

Bei den Demokraten war die berwiegende Mehrzahl
mit dem Ausſchluß der Anwälte ebenfalls nicht einver
ſtanden. Der demokratiſche Abgeordnete Dr. Raſch g
brachte deshalb zuſammen mit dem Volksparteiler Dr.
Pfeffer bei der zweiten Beratung zu S I1 im Plenum einen
Antrag ein, der die
werlangte. Dieſer Antrag iſt aber im Hammelſprung mit

W 187 gegen 152 Stimmen abgelehnt worden.

die Aufgaben der Städte in der heutigen Zeit erkannte

Zulaſſung der Anwälte grundſätzlich

Nachdem der
Ausſchluß der Rechtsanwäſte von einer Mehrheit des
Reichstags beſchloſſen war, ſtimmten die Demokraten in
der Schlußabſtimmung geſchloſſen für das Geſetz, weil ſie
dieſes Geſetz mit ſeinem wichtigen Jnhalt an dem einen

Punkt des Ausſchluſſes der Anwalte um ſo weniger ſchei
tern laſſen konnten, als ja bisher ſchon die Rechtsanwälte
bei den Kaufmanns- und Gewerbegerichten nicht zugelaſ
ſen waren. Uebrigens hat auch den genannten volkspar
teilichen Abgeordneten Dr. Pfeffer die Ablehnung des
Antrages Dr. Raſchig nicht davon abgehalten, in der
Schlußabſtimmung für das Geſetz zu ſtimmen! Die Rechts
anwälte mögen ſelbſt darüber urteilen, ob die Deutſche
Volkspartei bei dieſer Sachlage beſondere Veranlaſſung
hat, ſich bei ihnen zu empfehlen

Gegen ein Reichskonkordat.

Nunmehr hat auch der Evangeliſche Bund Konkordats
Beklemmungen bekommen und in ſeinen Mittteillumgen
heißt es: „Ein Konkordat bindet deutſches Volk, dient
ſches Leben, deutſche Kultur auf Jahrzehnte, ja unter
Amſtänden auf Jahrhunderte. Jſt angeſichts dieſer Sach
lage das „Glück“, in einer Regierung auf ein paar Wo
chen zu ſitzen, mit einem Konkordat nicht doch etwas
teuer bezahlt

Der Vorſtand der Kreisſynode Haynau hat in einer
Entſchließung zum Ausdruck gebracht, daß er mit tiefer
Bewegung von der drohenden Gefahr des Abſchluſſes
eines Konkordats zwiſchen der Reichsregierung und der
katholiſchen Kirche Kenntnis genommen habe. Jn der
Entſchließung iſt weiterhin geſagt, daß durch ein ſolches
Konkordat lebens wichtige Belange des Staates der Kirche
und der Schule geſchädigt würden.

Reichshilfe für die Siedlung
Die Notwendigkeit einer Reichsſiedlungsanleihe.

Jm Haushaltsausſchuß des Reichstages brachte am
Mittwoch, den 19. Januar, bei der Beratung des Haus
halts des Reichsarbeitsminiſteriums Abgeordneter Rönne
burg (Demokrat) die Frage des land wirtſchaftlichen Sied
lungsweſens zur Sprache. Er erbat Auskunft über die
hisherige Verwendung des 50 Millionen-Fonds und der
15 Millionen, die aus dem Ueberſchuß der Reichsgetreide
ſtelle für die Siedlung zur Verfügung geſtellt worden ſind
Er gab der Hoffnung Ausdruck, daß man endlich zu einem
gedeihlichen Zuſammenarbeiten zwiſchen der preußiſchen
und der Reichsregierung käme. Er glaubt nicht, daß man
auf die Dauer jährlich mit 50 Millionen die nötige Förde
rung der land wirtſchaftlichen Siedlung erreichen wird und
regt an, der Fräge der Aufnahme einer Anleihe näherzu
treten. Dann müßten die Reichsgelder zur Senkung des
Zinsfußes auf mindeſtens 4,5 Prozent verwandt werden.
Ebenſo forderte er, daß die Sanierung der Flüchtlings-
ſtedler ſchleunigſt durchgeführt werde. Ein Sonderfonds
zur Schaffung einer Siedlungsvermittlungsſtelle und zur
Förderung der agrar wiſſenſchaftlichen Jnſtitute, ſoweit ſie
für die Siedlung arbeiteten, ſet in Höhe von 100 000 Mark
erforderlich. Dringend nötig ſei auch die im Vorjahre ge
forderte Siedlungsſtatiſtik. Außerdem fragte Abgeordne
ter Rönneburg, ob baldigſt eine Geſetzesvorlage über die
Verlängerung der Pachtſchutzordnung zu erwarten ſei.
Schließlich forderte er auch die ſchleunige Vorlegung des
ſchon lange verſprochenen umfaſſenden Wohnungsbaupro
gramms, damit nicht koſtbare Zeit verloren gehe. Jn der
Frage der preußiſchen Verordnung über die Herausnahme
der gewerblich benutzten Räume aus den Beſtimmungen des
Mieterſchutzgeſetzes ſtehe die Demokratiſche Reichstagsfrak
tion auf dem Standpunkt der Demokratiſchen Preußen
fraktion.

n 4
Oſtfragen im Landtag eDer Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtages beriet
am 26. Januar zunächſt die Abhilfemaßnahmen wegen der
Sturmſchäden an der Weſtküſte Schleswig Holſteins. Für
die Deutſche Demokratiſche Fraktion betonte Abgeordneter
Heeſch die ſtarke Einmütigkeit der Bevölkerung in dem
Wunſch nach einer Abdämmung der Eider möglichſt zwi
ſchen Vollerwiek und Hundeknöle. Das Landwirtſchafts
mimiſterium ſagte erfreulicherweiſe zu, einen Spegialkom
miſſar mit den notwendigen Vorarbeiten zu beauftragen.

e S eFür den Aufſtieg der Beamten
Die demokratiſche Fraktion des Preußiſchen Lande

a

tags Hat die nachſtehende Kleine Anfrage eingebracht
Durch Geſetz vom 9. Juli ſind die Mimiſter der Fi

nanzen und des Jnnern ermächtigt worden, auch Per
ſonen als befähigt zum höheren Verwaltungsdienſt zu er
klären, die auf Grund ihrer fachlichen Vorbildung und
bisherigen Tätigkeit für die Stellung eines höheren Ver
walltungsbeamten beſonders geeignet erſcheinen.

Wie vielen ſolcher Perſonen iſt bis jetzt die Befähi
gung zum höheren Verwaltungsdienſt zuerkannt worden?

n

Nachprüfung der Beamtenpenſionen. a
Bei der Beratung des Haushalts für Verſorgung

r r e wurde vom Zentrum folgender Antrag
geſtellt

„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregſte
rung zu erſüchen, in eine baldige Nachprüfung der gel
tenden Beſtimmungen über die Rulhegehaltsbezüge einzu
treten. Insbeſondere iſt die Einführung einer Höchſt
penſton und die Erſaſſung ihrer Nebenbezüge, wenigſtens
bei den Empfängern höherer Penſionen, anzuſtreben.“

Dieſer Antrag wurde in ſeiner
den Stimmen des Zentrums, der
Kommuniſten angenommen.
den übrigen

ganzen Faſſung mit
Sozialdemokraten und
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un ohne das Zwangsmittel der Enteignung

gefördert werden kann, Debatten darüber, wo die Durch
ſührung des Pachtſchutzes zu einer Aufhebung bäuerlichen
Privateigentums führt. Sie werden auch für die Zukunft
noch von Bedeutung ſein. Erfreulich war die Einmütig
keit, mit der Zollſchutztet der Veredelungsprodukte
müſe,

ihren Reihen zur Erörterung einer Reihe von wichtigen

gen einſchätzt und wie Bedeütſames und Eigenes ſie da
zu zu ſagen hat.

hente noch ein Drittel der deutſchen Geſamtbevölkerung
find vom alten Liberalismus nicht immer mit der ganzen

die nichts Beſſeres zu tun wußte, als Rekrutierungslager

für hre
Daneben aber hielt ſich eine ſtarke ſreiheitsliebende, fort
ſchrittliche Volksſchicht
Deutſchlands, in Schleswig-Holſtein,

friesland, in Rheinheſſen. Ziel der Demokratie iſt es, die
Demokratiſchen Traditionen, die dort leben, zu pflegen, ſie

von Großagrariern zum Schutze der eigenen Jntereſſen.

will auch nicht als Vorſpann für
monarchiſtiſche Zwecke verwandt werden.
abe der Demokraten, ſammelnd und aufklärend zu wir

en.
Kandvolk am eigenen Leibe geſpürt,
rxtremen von rechts und links bedeutet.

ach zweijähriger Landbundherrſchaft erfahren, daß das
Wort von der Solidarität aller land wirtſchaftlichen Jn-

Um die vielen einzuſetzen zum Nutzen der wenigen

aus den entfernteſten Gegenden des Reiches, waren er
ſchienen Einmütigkeit herrſchte in allen großen Fragen

kehrende Unterſtreichung der Wichtigkeit des ländlichen

weit ins deutſche Land. Sie mahnen das Landvolk zur
AUmkehr, ſie fordern zugleich Verwirklichung ihrer Ziele
in der Republik.
freie Bauernſchaft, aber die Bauern brauchen auch einen
a republikaniſchen Volksſtaat.

„Bauernpolitik in der deutſchen

See Demokratiſchen Parten fand am Sonntag, den 30.

Janlar,
gebüng unter dem Zeichen
Republik ſtatt.
Händen des preußiſchen Landtagsabgeordneten Wachhorſt
de Wente. Ueber das Thema „Land für den deutſchen
Bauern“ ſprachen Staatsminiſter a. D. Rönheburg,

grekt a M. d. R., der die Siedlungs fragen behandelte und Re
Hierungslandmeſſer Meincke
Pacht fragen auseinanderſetzte.
agsabgeordnete Rönnebürg führte u. a. aus

e werden. Dem muß die Vodenbeſitzverteilung entſprechen.

Be eſihverhältniſſe kommen. Die heutige Beſitzverteilung iſt ent

Jahrgang

Wenn die Deutſche Demokratiſche Partei es unter
nommen hat, einen demokratiſchen Reichsbauerntag nach
Braunſchweig einzuberufen, ſo verfolgte ſie dabei einen
Doppelten Zweck: ſie wollte die berufenen Vertreter gus

nud drängenden Problemen zuſammenführen. Sie wollte
andererſeits zeigen, wie wichtig ſie die agrariſchen Fra

Die Intereſſen der ländlichen Bevölkerung auch

Sorgfalt und Aufmerkſamkeit erwogen und berückſichtigt
e die ſie verdienen Weite Gegenden unſeres Reiches ſind infolgedeſſen der Rechten überlaſſen worden

eigenſüchtigen Ziele dort einzurichten

in anderen ländlichen Teilen
in Oldenburg-Oſt-

über in allen den Teilen wieder zu erwecken, wo ſie nur
verſchüttet ſind, und an Ueberlieferungen knüpfen
neue Ziele für die neue Zeit zu ſtecken

Dazu aber iſt jetzt der richtige Augenblick gekommen.
Des Landvolkwendet ſich enttäuſcht vom
Landbund ab der nur eine Kuliſſe iſt, aufgerichtet

Es will nicht zum Beſten einer Herrenſchicht ausgenutzt,
reaktionäre und

Da iſt es Auf

And Braunſchweig war der richtige Ort für
Den erſten demokratiſchen Reichsbauerntag. Hier hat das

was Herrſchaft der
Hier hat es

Lereſſen eine Phraſe iſt, erfunden vom Großgrundbeſitz,

Die ſtarke Reſonanz, die die demokratiſche Bauern
gung in Braunſchweig fand, beſtätigt die Hoffnungen

rer, die an neue Strömungen in der deutſchen Bauern
gft glauben Mehr als 200 Delegierte, auch

fedlung, Pachtſchutz, Steuer politik und
ollpolitik, die die Hauptthemen der Tagung wa-ren. Es fanden klärende Debatten ſtatt über die Einzel-ten ſo über das Problem, wie weit die Siedlung durch

land wirtſchaftlichen
(Butter, Ge

auch der

ſtänden durch das rückſichtsloſe Bauernlegen des Großgrund-
beſthers im 18. und 19. Jahrhundert. Das Reichsſtedlungs
geſetz ſollte durch Neu und Anliegerſtedlüng die Fläche des
deutſchen Großgrundbeſitzes um rund ein Drittel verkleinern,
Movor und Oedland kultivieren, Staatsland zu einem nennenswerten Teil in bänerlichen Beſitz überführen,

Finanzielle Schwierigkeiten, wachſender Widerſtand des
Großgrundbeſitzes, bürokratiſche Hemmungen haben nur kläg
liche Ergebniſſe bezeitigt.

Dabei ſind weite Teile deutſchen Bodens äußerſt ſchwach
bevölkert, beſonders im Oſten. Wo der Großgrundbeſitz
herrſcht, wird das Land menſchenleer. Die öſtlichen Grenz
ſtaaten haben ſeit Jahren rückſichtsloſe Bauernpolitik, Auf
teilung des land wirtſchaftlichen Großbeſitzes an die Bauern
betrieben.

Das deutſche Oſtland kann auf die Dauer nur durch dichte
Beſtedlung mit deutſchen Bauern gegen das andrängende
Slawentum gehalten werden. Mit dem Pflug allein dann
deutſches Neuland gewonnen werden. Ueber den nationalen
Beſitz eines Landes entſcheidet auf die Dauer nicht die Ober
ſchicht, ſondern die Maſſe des Landvolkes. Der Bauer haftet
am feſteſten am Boden, weil er am ſtärkſten darin verwur-
zelt iſt.

Auch Rüchſicht auf unſere Bevölkerungspolitik zwingt uns
zur Stärküng des Bauerntums. Aus dem Landvolk heraus
muß ſich unſer Volk verjüngen, ſeine in den Großſtädten ver
brauchte Volkskraft wieder erſetzen

bilanz zu aktivieren,

Die gewaltige Arbeitsloſigkeit mit ihren auf die Dauer
üntragbaren Laſten der Erwerbsloſenfürſorge, zwingt uns, die

wanderung vom Lande zu verhindern Nur ſo können wir
auch der Wohnungsnot endlich beikommen

Es iſt ünerträglich, daß bei einer Millionenziffer von
deutſchen Arbeitsloſen noch Hunderttauſende von polniſchen
Arbeitskräften durch den Großgrundbeſttz ins Land gezogen
werden!

Wenn wir jährlich 10000 neue Bauernſtellen ſchaffen,
kann die Schlüſſelinduſtrie des Baugewerbes eine ſtarke Be
lebung erfahren. Der Bedarf an Wirtſchafts und Haus
haltsgeräten und anderen Bedarfsgegenſtänden wird Handel
und Wandel beleben.

Eine Vermehrung des Bauerntums bedeutet Stärkung der
Kaufkraft des deutſchen Binnenmarktes. Um unſere Handels

müſſen wir die Einfuhr von ſelbſt
erzeugbaren Bodenprodukten vermindern.

Die ſtarke Verſchuldung des Großgrundbeſitzes zwingt ihn
zur Abgabe von Land, um intenſiver wirtſchaften zu können.
Jn unſeren nachgeborenen Bauernſöhnen, Pächtern, Heuer- und
Jnſtleuten, in unſeren Landarbeitern und in vielen Jnduſtrie
arbeitern, die aus der Landwirtſchaft ſtammen, haben wir
ein Heer von geeigneten BVodenärbeitern, denen heute der
Weg zum ſozialen Aufſſtieg, die Möglichkeit, zur eigenen Scholle
zu kommen, fehlt. Wir wollen dieſe wertvollen Teike unſeres
Volkstums nicht im Jn oder Auslande verloren gehen laſſen.
Sie müſſen die Möglichkeit zur Bodenbearbeitung bekommen.

Darum ſteht die D. D. P. ſeit Jahren im Kampfe für
eine Aenderung der BVodenbeſitzverteilung zu Gunſten des
Bauernſtandes. Sie hat das Reichsſtedlungsgeſetz gegen Wider
ſtände der Rechtsparteien und des Großgrundbeſittzes durchObſt, Wein, Tabak, Eier) gefordert wurde unter

blehnung der verteuernden Zölle auf Futtermittel und
ſtoffe. Bedeutſam war weiter die immer wieder

ldungsweſens.
Die demokratiſchen Bauern rufen mit dieſer Tagung

Die Republik braucht eine große und

Beide gehören zu
mmen. Der demokratiſche Reichsbauerntag will dazubeitragen daß ſie ſich ſinden.

v

Republik.“
Nach der Tagung der land wirtſchaftlichen Delegierten der

in Braunſchweig eine eindrucksvolle große Kuünd-
„Bauernpolitik in der deutſchen

Die Leitung der Kundgebung lag in den

M. d. L der ſich mit denDer demokratiſche Reichs

Die deutſche Agrärpolitik muß endlich deutſche Bauern

Nach der Betriebszählung von 1907 ſind nur
0,4 Prozent Betriebe Großgrundbetriebe,

aber ſie umfaſſen 22,2 Prozent des Bodens
477 Prozent ſind Mittel und großbäuerliche Betriebe

(80 400 Morgen) mit 29,3 Prozent des Bodens
94,83 Prozent ſind klein und zwergbäuerliche Betriebe

mit nur 48,5 Prozent des Bodens!
Wir müſſen zu einer geſunden Miſchung der Boden

geſetzt, wie auch das Flüchtlingsſtedlungsgeſetz von 1923, um
die aus den verlorenen Gebieten verdrängten deutſchen Bauern

wieder in der Heimat exiſtenzfähig machen zu können.
Sie kämpft für eine Aenderung des Reichsſiedlungs

geſetzes abgekürztes Siedlungsverfahren; Beſeitigung der
Landlieferungsverbände; das vom Großgrundbeſitz abzugebende
Land muß bezahlt werden nach der Selbſteinſchätzung zur
Steuerveranlagung; Abgabe von Staatsland zur Bauernſied
lung Schaffung von Landarbeiter und Handwerkerſiedlung;
Beſeitigung der Sperrfriſt für das külturfähige Oedland, weil
ſie bisher eine energiſche Oedlandkultivierung verhindert hat;
Anliegerſiedler, die auf Pachtland angeſetzt ſind, müſſen auf
ihren Anträg dieſes Land als Eigentum erwerben können.

Die bisherigen demokratiſchen Abänderungsanträge zum
Reichsſiedlungsgeſetz ſind abgelehnt. Sie werden durchgeſetzt
werden können, wenn die Bauernſchaft ſelbſt den ſtärkſten
Druck zur Löſung der Landfrage ausübt. Die Bauern ſelbſt
müſſen die treibende Kraft für eine Aenderung der Boden-
beſitzverteilung werden. Es geht um ihre eigene Sache.

Die Siedlung muß vom Reiche auch finanziell gefördert
werden. Die Auflegung einer großen Anleihe mit Verbilli-
gung der Zinſen durch Reichszuſchüſſe iſt ernſthaft zu treiben.
Die bisherigen Reichsmiktel genügen nicht. Es muß ein
Reichsdauerkreditinſtitut in Verbindung mit den beteligten
Ländern geſchaffen werden. Der Preis des zu erwerbenden
Siedlungslandes muß ſo gehalten ſein, daß der Siedler exiſtie
ren kann. Die Flüchtlingsſtedler müſſen endlich exiſtengfähig
gemacht werden.

Zeit iſt genug verbraucht im Kampfe gegen den wider
ſtrebenden Großgrundbeſitz; um Zuſtändigkeitsfragen Und
Reſſortſtreitigkeiten; gegen Bürokratie und Uebelwollen.

Die deutſche Bauernſchaft muß mit der Deutſchen Demo
kratiſchen Partei den Kampf führen für die Aufgabe: Land
und damit Lebensfähigkeit für den deutſchen Bauern!

Der preußiſche Landtagsabgeordnete Meincke behan
delte eingehend die Förderung der Pächter und erklärte u. a.:

Nicht allein die Jnflation, ſondern vielmehr die Staats
umwälzung war es in erſter Linie die das ſehr abhängige,
auf Pacht angewieſene Landvolk ermutigte, eine Verbeſſerung

fortwährende Vermehrung des Erwerbsloſenheeres durch Zu

verpflichtete arme Kleinbäuern aus der alten Grafſſchaft Riet
berg in Weſtfalen kamen in den Reichstag und baten um
Hilfe gegen ihren Verpächter, den Beſitz er der Grafſchaft, die er

im Anfang des vorigen Jahrhunderts von einem altadligen
öſterreichiſchen Geſchlecht gekauft hatte. Bei dem damaligen
Verkauf der Grafſchaft waren nämlich die Bauern gewiſſer
maßen als lebendes Jnventar mitveräußert worden.
drückten im Reichstag das allgemeine Verlangen der Klein
hauern und Gärtner nach Schutz gegen Kündigung und Er
leichterung der untragbaren Pachtbedingungen aus. Darauf

wonach die Kleinpächter und die zur Arbeit verpflichteten
bäuerlichen Pächter gegen Kündigung geſchützt und die Feſt
ſetzung gerechter Pachtpreiſe erreicht werden ſollte 1922
würde das Geſetz auf Betreiben der inzwiſchen entſtandenen
Kleinbauernorganiſationen bis auf die ſelbſtändige Acker
mahrung bis 10 Hektar erweitert und auch ſonſt verbeſſert
Dies bis 1924 befriſtete Geſetz wurde aber leider unter der
Herrſchaft der Notverordnung im Frühjahr 1924 in ſeinem
weſentlichen Kern eingeſchränkt. Jn heftigem Kampfe gelang
es, im Sommer 1925 unter beſonderer Anterſtüßung der De
mokratiſchen Partei eine neue weſentlich verbeſſerte Pacht
ſchutzordnung auf weitere zwei Jahre durchzuſetzen

Trotzdem allenthalben und zu jeder Zeit die lebhafteſten

Klagen über die Notlage der Landwirtſchaft in der Preſſe und
vor allen Dingen in den Parlamenten erhoben werden, ſo
verſuchen auch heute noch die Verpächter, ihre Pächter zu
kündigen, um die Pachtpreiſe zu erhöhen. Es iſt darum eine
Staatsnotwendigkeit, die Pachtſchutzordnung weiterhin zu ver

längern und in den nächſten Jahren ein Dauerpachtrecht zu
ſchaffen, das den ländlichen Pächter zur ungeſtörten Wirtſchaft
und zur Anwendung aller wirtſchaftlichen Fortſchritte be
fähigt. Bei dieſer Regelung wird auch vor allen Dingen
der vielen tauſend alteingeſeſſenen Pächterfamilien in be
ſonderer Weiſe zu gedenken ſein, deren Pachtverhältniſſe ledig
lich die UAeberbleibſel früherer Feudalzeit ſind.

Erfreulich iſt es, daß die Erkenntnis dieſer Not wendigkeit
immer weitere Kreiſe ergreift, und daß z. B. heute auch die
Deutſche Volkspartei im Preußiſchen Landtag ſich die gleichen
Forderungen zu eigen gemacht hat. Auch der Reichsarbeits

Sinne für eine Reform ausgeſprochen, die faſt die Hälfte aller

in geordnete Verhältniſſe bringen wird
Ueber das Thema

„Exiſtenzfragen des deutſchen Bauern“
ſprächen dann weiter noch Miniſterprädent a. D. Tanhzen,
Mitglied des Oldenburgiſchen Landtages, der ſich mit den
Zoll fragen auseinanderſetzte, ſowie Staatsminiſter a. D.
Dietrich, Mitglied des Reichstags, der die Steuer
fragen behandelte.

Miniſterpräſident a. D. Tantzen wies in ſeinem Referat
darauf hin, daß Zollfragen in Deutſchland von jeher ſtark
umſtritten waren:

Zölle auf Agrarprodukte wurden von der deutſchen Land
wirtſchaft ſo lange bekämpft, wie Agrarprodukte aus Deutſch
lämnd exportiert wurden. Bis in die 70er Jahre des vorigen
Jahrhunderts hinein war das der Fall. Erſt Ende der 70er
Jahre kam der erſte Getreidezoll, der dann bis vor dem Kriege
unter ſchweren Kämpfen immer weiter erhöht wurde bis auf

Wirtſchaft.

der Pachtrechte zu fordern. Zur Arbeit bei dem Verpächter menten, die ſie,

den Satz von 50 Mark die Tonne. Jn den Jahrzehnten vor
dem Kriege vollzog ſich die Amwandlung der ganzen deutſchen

Es entwickelte ſich die Exportinduſtrie. Kämpfe
um Zolltavife, um Wirtſchaftsfragen beherrſchten mehr und
mehr die Zeit. Der Staat und die Geſetzgebung wurden von
den Wirtſchaftsgruppen zur Vertretung ihrer Sonderintereſſen
benutzt. Geiſtig ideelle Fragen traten immer mehr zurück.
Eine vom Parlament unabhängige Regierung konnte zu weite
gehenden Wünſchen Widerſtand entgegenſetzen. Heute iſt die
Regierung von der Parlamentsmehrheit eingeſeht und ab
hängig. Amſo wichtiger iſt es, dem Volke Aufklärung zu brin
gen, daß es Vertreter ins Parlament ſchickt, die nicht mit
irgendeiner Bindung für die Jntereſſen einzelner Gruppen zu
ſorgen ins Parlament gehen, ſondern wahrhaft erfüllt ſind
von der Pflicht, für das Geſamtintereſſe des Volkes zu ar
beiten. Das Geſamtintereſſe des Volkes wird immer nur
das der großen Mehrheit ſein. Alle Zollfragen werden
Intereſſen fördern, andere Intereſſen verlehen. Es kommt
darauf an, die Zollregelung ſo zu geſtalten daß ſie möglichſt
das Intereſſe weiter Volkskreiſe fördert und nur geringe Teile
ſchädigt. ZJollfragen ſind nicht losgelöſte aus dem Geſamt
komplerx der weltwirtſchäftlichen Entwicklung zu denken. We
der ſind einſeitig Zölle für einen Berufsſtand innerwirtſchaſt
lich denkbar, die alle anderen Berufsſtände ſchädigen, noch iſt
es möglich von Deutſchland aus geſehen die Zollfragen
losgelöſt von der Stellung anderer Länder dazu zu betrach
ten. Daher auch die Schwierigkeiten, zum Abſchluß lang
friſtiger Handelsverträge mit bindender Zollregelung und der
Meiſtbegünſtigungsklauſel zu gelangen. Wir brauchen aber
ſolche Handelsverträge, wie andere Länder ſie brauchen
Gegenſeitiges wirtſchaftliches Verſtändnis iſt nötig, nicht wie
heim Pferdehandel dürfen die Ankerhändler beim Abſchluß
von Handelsverträgen benehmen. Jeder weiß doch vom
anderen, was für ſein Land wichtig iſt, auch wenn er es zu
verdecken ſucht. Mit Mſenen Gründen arbeiten iſt das
Richtige.

Die Agrarzölle berühren nicht nur
vom NurverbraucherS

die ganzen Konſu-
tandpunkt aus ge

Sie

hin kam 1920 ein auf zwei Jahre befriſtetes Geſetz zuſtande

miniſter Brauns hat ſich neulich im Reichstage in gleichem

land wirtſchaftlichen und gärtneriſchen Betriebe ne z

S



ſehen, ablehnen müſſen, ſie berühren nicht nur die Export
knduſtrie, welche umſo weniger Zugeſtändniſſe für den Export
ihrer Produkte in diejenigen Länder, die uns Agrarprodukte
liefern wollen, bekommen, je höher die Zölle auf Agrarpro
Dukte von uns geſetzt werden, ſondern ſie treffen vor allem auch
das ganz verſchiedenartig gelägerte Jntereſſe der einzelnen
JIand wirtſchaftlichen Betriebsarten und Größen ſelbſt. Deutſch
lands wachſende Bevölkerung kann nur von Veredelungsarbeit
leben. Deutſchland iſt kein Staat, der, für ſich allein auf der
Welt geſehen, ſeine Bevölkerung ernähren, wirtſchaftlich und
kulturell heben könnte. Es iſt daher in einer anderen Lage als
die Kontinente Amerika und Rußland, in derſelben Lage wie
alle Länder Weſteuropas. Ein Land, deſſen Bevölkerung von
der Arbeit durch Veredelung von Rohſtoffen in weitgehendem
Umfange leben muß, wird daher vor allem darauf bedacht ſein
müſſen, die Rohſtoffe, ſoweit es ſie ſelbſt nicht herſtellen kann,
zu möglichſt billigen Preiſen zu importieren, damit die welt
wirtſchaftliche Konkurrenz mit dem Fertigfabrikat möglich iſt.
Deshalb verlangen wir zollfreie Einfuhr aller Rohſtoffes für
Die Jnduſtrie: Erze, Roheiſen, Kohle, Kupfer, Baumwolle,
Wolle, Gummi uſw. und für die Landwirtſchaft die zollfreie
Einfuhr der Rohſtoffe, d. h. des Getreides. Der Brotgetreide-
zöoll muß abgebaut werden. Bei den heutigen Weltmarkt-
preiſen für Roggen und Weizen iſt ein Zoll von 50 Mark nicht
berechtigt. Langfriſtige Handelsverträge mit einem weſent
lich niedrigeren Zoll für Brotgetreide würden dem Geſamt-
ſintereſſe am nächſten kommen, auch den Intereſſen derjenigen
Kreiſe Rechnung tragen, die heute Brotgetreide verkaufen und
ſich durch Jntenſivierung ihres Betriebes und teilweiſe Am
ſtellung desſelben in langſamer Entwicklung auf die Welt
konkurrenz ohne Zollſchutz mit den Brotgetreide erzeugenden
Ländern einſtellen müſſen. Es iſt ein großer Jrrtum, zu
glauben, daß in allen Brotgetreide erzeugenden Ländern die
Produktion billiger ſei als in Deutſchland

Der Abbau der Brotgetreidezölle würde dazu führen, daß
diejenigen Großbetriebe, welche ohne Zölle ihren Betrieb im
bisherigen Amfang und in der bisherigen Art nicht aufrecht
erhalten können, entweder intenſiver wirtſchaften oder Land
abgeben müſſen für bäuerliche Siedlungszwecke. Hohe Brot
getreidepreiſe und Zölle mehren und ſtärken den Großgrund-
beſitz, Abbau der Zölle mehrt und ſtärkt den Bauernſtand.
Hier liegt der Kerngedanke. Die große Maſſe der in Deutſch
Iand in der Landwirtſchaft tätigen Bauernbevölkerung iſt
nicht an der Getreideerzeugung intereſſiert, ſondern lebt von
der Veredelung der VBodenprodukte: Getreide, Kartoffeln,
Rauhfutter uſw. Daher iſt für dieſe große Maſſe des Bauern
ſtandes der Abbau der Brotgetreidezölle kein Schaden, die
Beibehaltung der Futtermittelzölle aber ein großer Nachteil.
Daher verlangen wir die Beſeitigung der Futtermittelzölle,
insbeſondere der Futtergerſte- und Maiszölle, die heute jeden
Zentner dieſer Futtermittel um 1 Mark bezw. 1,60 Mark ver
teuern. Bei den heutigen hohen Weltmarktpreiſen ſind die
Zölle ganz ungerechtfertigt. Dabei zeigt ſich ſchon jetzt, daß
der deutſche Bauernſtand in der Lage iſt, wenn die Rohſtoffe
n genügenden Mengen billig zur Einfuhr gelangen, und die
Produktivität ſeines Betriebes dadurch geſteigert wird, alle
tieriſchen Exrzeugniſſe, die das deutſche Volk braucht, herzu
ſtellen und noch für die Ausfuhr Mengen zur Verfügung blei
ben. Hühner, Eier, Schweine, Milch, Butter, Rinder, Pferde,
alles iſt in Deutſchland für das geſamte deutſche Volk in rei
chen Mengen herzuſtellen und Ausfuhrüberſchüſſe ſind möglich.

Der Schutz der tieriſchen Produktion, alſo der Bauernarbeit,
äſt nötig durch Seuchenſchutzmaßnahmen an den Grenzen und
durch eine ausreichende Verzollung aller tieriſchen Produkte
aus dem Ausland. Die Zölle von heute erreichen nicht ein
mal die Höhe des Zollſchutzes, der für Getreide und Futter
mittel gewährt iſt. Heute wird die bäuerliche Arbeit gegen
über den Großgrundbeſitzerintereſſen zurückgeſtellt. Der Bauer
Hat ſchwer zu leiden unter der Auslandskonkurrenz.

Wir verlangen aber nicht nur einen dem Getreidezoll
gleichen, ſondern einen höheren Schutz, da bäuerliche Arbeit
für das deutſche Volk nicht nur in wirtſchaftlicher, ſondern auch
in ſozialer und kultureller Beziehung von großem, ja ent
ſcheidendem Zukunftwert iſt, während die Wirtſchafts
exiſtenz und das ſoziale und kulturelle Leben des Großgrund-
beſitzes für Deutſchland eher eine Gefahr als eine Notwendig
keit iſt.

S Schutz der deutſchen Arbeit lautet unſere Forderung. Da
zu Beſeitigung der Zölle auf Rohſtoſffe und ausreichender Zoll
ſchutz für bäuerliche Arbeit.

Reichstagsabgeordneter Die rich Baden würdigte ſo
dann Steuerfragen. Der deutſche Steuerbedarf, ſo er
klärte er, iſt nicht mehr wie vor dem Kriege allein beſtimmt
durch die laufenden Bedürfniſſe des Reiches, der Länder und
Gemeinden für ihre Verwaltung, für ihre Verteidigung und
für die Bezahlung ihrer Schulden, ſondern es ſind drei Fak
toren hinzugetreten, die heute eine entſcheidende Bedeutung
haben. Es ſind das

I. Renten und Penſionen, die an die Kriegsopfer zu zah
len ſind,

2. Reparationsleiſtungen und
3. die Aufwendungen zur Zekämpfung der Erwerbsloſig

keit.

Heute verſchlingt die Bekämpfung der Erwerbsloſigkeit
Hunderte und Aberhunderte von Millionen, ſind doch allein
ſüm Etat des Reichsarbeits miniſteriums 380 Millionen einge
ſetzt, wozu noch die Leiſtungen der Länder, der Gemeinden und
die Zuſchläge zur Krankenverſicherung kommen. An Pen-
ſionen und Renten aber wendet das Reich rund 128 Milliarden
auf. Die Zahlung der Reparationsläſten erfordert ſchon im
Hiesjährigen Etat rund 1,8 Milliarden. Es iſt aber zu be
achten, daß die großen Anforderungen, ſoweit ſie die Steuer
kraft des deutſchen Staatsbürgers direkt beanſpruchen, erſt
am 1. September d. J. beginnen. Von da ab bis zum 1. Sep
tember 1928 ſind 500 Millionen aus Steuermitteln und vom
4. September 1928 ab 1250 Millionen aus Steuermitteln zu
zahlen, zu denen bekanntlich dann noch eine Leiſtung der
Eiſenbahn mit 950 Millionen und eine ſolche der Induſtrie mit
800 Millionen pro Jahr hinzutritt. Es muß daher mit Ernſt
der Tatſache ins Geſicht geſehen werden, daß wir, ſolange wir
an den Kriegsfolgen zu tragen und zu zahlen haben, in
Deutſchland ſchwere Skeuerlaſten ſchleppen müſſen, in die ſich
Landwirtſchaft, Jnduſtrie, Gewerbe und Handel teilen müſſen.

Nun iſt allmählich auch den bösartigſten Gegnern der Land
wirtſchaft klar geworden nicht nur, daß dieſelbe in Deutſch
land unter keineswegs günſtigen Verhältniſſen lebt, nicht nur,
daß die Zollpolitik der vergangenen Jahre viel mehr den Jn
tereſſen der Jnduſtrie als der Landwirtſchaft diente, ſondern
vor allem, daß die Landwirtſchaft von allen Erwerbsgruppen
die am wenigſten leiſtungsfähige iſt. Dabei iſt aber ihre Er
haltung die größte ſtaatliche Notwendigkeit. And wenn wir
gar den Weg gingen, den England gegangen iſt, die Land
wirtſchaft zerfallen zu laſſen, dann würden wir die Erwerbs
loſenkaſt nie losbekommen. Die ſteuerliche Belaſtung des
Klein und Mittelbetriebes iſt nicht nur eine außerordentlich
hohe, ſie iſt auch eine komplizierte, eine ungleichmäßige, um
nicht zu ſagen ungerechte, ſodaß Reformen dringend geboten
ſind. Nichts haßt der Landmänn mehr als unklare und un
überſichtliche Verhältniſſe. Der verlorene Krieg hat uns ge
zwungen, eine ſo unnormale Steuer einzuführen, wie die
Amſatzſteuer, die gewiß zum Verſchwinden beſtimmt iſt, von
der man aber nicht weiß, wann ſie verſchwindet. Die Grund
ſteuer und die ihr in den Städten entſprechende Gewerbeſteuer
war vor dem Kriege ſchon vielfach verſchwunden und in der
Vermögensſteuer aufgegangen. Es muß daher in erſter Linie
der Ruf erhoben werden Baldige Beſeitigung der Amſatz
ſteuer, Rückkehr zu dem Vorkriegsſyſtem, daß nur Einkommen-
und Vermögenſteuer, aber keine Grundſteuern erhoben wer
den. Dann können Länder und Gemeinden zu dieſen beiden
Steuern Zuſchläge erheben, und die Ueberſichtlichkeit des
Steuerweſens gewinnt ganz gewaltig. Nun kommt aber die
große Angerechtigkeit: der Kampf zwiſchen dem Großbetrieb,
der Buch führt und dem Kleinbetrieb, der keine Bücher führt.
Eine Bauernorganiſation hat dieſe Beſchwerde auf den Satz
gebracht: Es wird immer Bauern geben, die Bücher führen,
und ſolche, die Steuern zahlen. Nein: dieſer Satz muß ver
ſſcchwinden, und es muß dahin kommen, daß die Landwirtſchaft
gleichmäßig zu den Steuern herangeholt wird, und nicht der
Kleine zahlt, während der Große entlaſtet iſt. Der Weg iſt
von unſeren Freunden vorgezeigt. Ex geht nach der Richtung,
daß der landwirtſchaftliche Beſitz nach ſeiner Ertragsmöglich
keit abgeſchätzt und dementſprechend zur Einkommen und Ver
mögensſteuer veranlagt wird. Der Redner verweiſt dann
darauf, daß es einem Antrag der Demokraten zu verdanken
war, daß bis zu 10000 Mark der Eigenverbrauch im land
wirtſchaftlichen Haushalt umſatzſteuerfrei geworden iſt. So
dann iſt die große Ungerechtigkeit der Schliebenſchen Ein
kommenſteuer, wonach für die im Betriebe mitarbeitenden Fa
milienangehörigen beſondere Zuſätze zum Einkommen und da
mit zur Steuer gemacht wurden, von demſelben demokratiſchen
Finanzminiſter auf Betreiben der Demokratiſchen Fraktion in
ſofern geändert worden, als dieſe Zuſätze auf die Hälfte herab
geſetzt worden ſind. Der Bauer will gewiß an den Laſten des
Staates teilnehmen, aber er verlangt eine Steuerpolitik, die
er verſteht und die gerecht iſt.

Entſchließungen:
Einſtimmige Annahme fanden

ſchließungen:
darauf folgende Ent

Zur Siedlungsfrage:
Der Reichsbauerntag der Deutſchen Demokratiſchen Partei

fordert:
1. deutſches Land für deutſche Bauern,
2. planmäßige Mehrung und Stärkung des Bauerntums

durch Landhingabe von privatem und ſtaatlichem Groß
gwindbeſttz,

3. die landwirtſchaftliche Neu und Anliegerſiedlung muß
endlich unter Mitwirkung des Reiches über den Wider
ſtand des Großgrundbeſitzes und aller bürokratiſchen
Hemmungen hinweg energiſch durchgeführt werden. Für
die überſchüſſige Bauernkraft aus Weſt-, Mittel und
Süddeutſchland muß Naum geſchaffen werden im deut
ſchen Oſten und Norden,

4. grundlegende Aenderungen des Reichsſiedlungsgeſetzes,
Fortfall der Landlieferungsverbände, weſentliche Ab
kürzung des Jnſtanzenzuges, Landabgabe nach dem
Steuerwert, Fortfall der Sperrfriſt für Oedland, Sied
lungsſtellen auch für Handwerker und Landarbeiter,

5. Schaffung von Barkrediten durch Reich und Länder,
6. Sicherung der bisher angeſetzten und nicht exiſtenz-

fähigen Siedlungs- und Flüchtlingsſiedler.
Eine Entſchließung

zur Pachtfrage
lautet:

Das Pachtrecht iſt ſo auszuſtalten, daß langfriſtige Pacht
verträge die Regel bilden. Abgelaufene Pachtverträge ſind
mach Möglichkeit unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Jn
tereſſen des Pächters und des Vorpächters zu verlängern.
Einzelbeſtimmungen in Pachtverträgen, die den guten Sitten
widerſprechen, ſind ungültig. Die Vereinbarung von Normal-
pachtverträgen iſt anzuſtreben. Die aus gutsherrlicher Ab
hängigkeit entſtandenen Pachtverträge (z. B. Generations
und Zeitpächte) ſind in Staatserbpacht oder gegen Zahlung
von Ablöſungsrenten in Eigentum zu verwandeln. Das
gleiche gilt für diejenigen Pachtgrundſtücke, die vom Pächter
oder ſeinen Vorfahren ganz oder zum weſentlichen Teil urbar
gemacht worden ſind. Bei der Abgabe von Pachtland, das dem
Stagt, den kommunalen oder ſonſtigen Körperſchaften des
öffentlichen Rechts gehört, ſind die landbedürftigen Klein
betriebe in erſter Linie zu berückſichtigen. Die Abgabe iſt le
diglich nach Landbedürfnis unter Feſtſetzung eines normalen
Pachtpreiſes zu regeln. Geeignete pachtfreie Staatsdomänen
ſind nach Beſchaffung der Gebäude an bäuerliche Pächter an
ſtatt an Großpächter abzugeben. Darum iſt die zum 30. Sep
tember 1927 ablaufende Pachtſchutzordnung auf zwei Jahre zu
verlängern und möglichſt bald eine geſetzliche Reform des
Pachtrechtes herbeizuführen.

Die Entſchließung
zur Zollfrage

lautet:
Die zur Kundgebung in Braunſchweig zahlreich ver

ſammelten Bauern und Bürger richten die Aufforderung
an die Reichsregierung und an alle Parteien des Reichs
tages, nur eine Zollpolitik zu unterſtützen, welche Höchſt

ertrüge aus deutſchem Boden fördert, die Arbeitsgelegen
heit in Landwirtſchaft und Jnduſtrie mehrt und zur An
ſpannung aller Kräfte treibt. Das iſt eine Jollpolitik,
welche landwirtſchaftliche und induſtrielle Veredelungs
arbeit von den Zöllen auf Rohſtoffe befreit. Seuchen
ſchuß und für Fertjgfabrikate Zölle verlangt, welche der
Auslandskonkurrenz angepaßt ſind, alſo Abbau der
Brotgetreide- und Futtermittelzölle, dagegen Zollſchutz
für Produkte der bäuerlichen und gärtneriſchen Ver
edelungsarbeit.

Die Entſchließung
zur Steuerfrage

lantet:
Die gegenwärtige Handhabung der Einkommenſteuer

und die Bewertung der land wirtſchaftlichen Betriebe auf
die Vermögensſteuer benachteiligen den mittleren und
kleinen Bauer außerordentlich gegenüber dem Großgrund
beſitz. Die Einheitsbewertung des landwirtſchaftlich ge
nützten Grund und Bodens eignet ſich in ihrer jetzigen
Form nicht als Grundlage für die unumgänglich not
wendige Neuordnung der Beſteuerung der Landwirt
ſchaft. Der Bauerntag fordert die Schaffung einer ein
zigen gerechten land wirtſchaftlichen Steuer, welche ſich be
rechnet nach der land wirtſchaftlichen Fläche und deren
Ertragsfähigkeit, gemeſſen an der Vodenqualität, Verkehrs
lage und Abſatzmöglichkeit.

Darauf richtete Oberbürgermeiſter Böß Berlin Begriül
ßungsworte an die Verſammlung. Er betonte, daß es einen
Gegenſatz zwiſchen Stadt und Land nicht geben dürfe, beide
ſeien aufeinander angewieſen. Er erinnerte daran, daß im
mer noch Tauſende vom Lande in die Großſtadt wandern.
Das Heil liege aber nicht in der Großſtadt, ſondern auf dem
Lande. Dieſe Abwanderung würde längſt nicht ſo ſtark ſein,
wenn rechtzeitig die von den Demokraten geforderte Sied
lungspolitik durchgeführt worden wäre. Stadt und Land
müßten zuſammenarbeiten, um das gemeinſame Ziel zu er
reichen: Wiederhebung der Volkskraft, Wiederhebung der
Wirtſchaft auf dem Lande und in der Stadt. (Beifall.)

Abgeordneter Rönneburg wandte ſich gegen einige
Angriffe des Land bundes Aus dem ganzen böswilligen
Verhalten des Landbundes zeige ſich die Furcht und Sorge
vor der demokratiſchen Aufklärungsarbeit auf dem Lande.
Der Landbund werde zu dieſer Sorge künftig noch weit mehr
Gelegenheit haben. Der Bauer müſſe um ſeine eigene Sache
kämpfen und ſich löſen von der alten Herrenſchicht, von den
Nachfahren derer, gegen die einſtmals ſeine Vorfahren im
Bauernkriege aufgeſtanden ſind, um ihre Freiheit zu er
kämpfen. (Lebh. Beifäll.)

Jn ſeinem Schlußwort ſtellte der Parteivorſitzende Reichs
miniſter a. D. Koch, von ſtürmiſchem Beifall begrüßt, feſt,
daß es in dieſen Tagen in Berlin galt, deutſchnationale
Miniſter zu republikaniſchen umzupräparieren, monarchiſche
Miniſter ſchwarzrotgold anzulackieren. Der Lack werde aber
nicht dauernd halten, und die Lackierten werde das deutſche
Volk ſein. Es ſei ein beſchämender Zuſtand, ſo erklärte der
Redner weiter, wenn deutſche Bauernſöhne nach Kanada aus
wandern, um dort ein Stückchen Land
ihnen in Deutſchland verſagt wird. Es müſſe für Stärkung
des deutſchen Bauernſtandes geſorgt werden.

Es wird in Deutſchland erſt gut werden, wenn Bauerngut
an Bauerngut vom Rhein bis an die ruſſiſche Grenze reiche
(Stürmiſcher Beifall.

Die Deutſche Demokratiſche Partei, Bezirksverband
Magdeburg- Anhalt hatte zur Tagung in Braunſchweig
Vertreter aus Magdeburg, Halberſtadt, Gr. Ammensleben,
Kl. Ammensleben, Oſchersleben und der Altmark entſandt.
An der Debatte beteiligten ſich u. a. Landtagsabgeordneter
Dr. Bohner und Landwirt Projahn.

Die demokratiſchen Bauern und das
ländliche Fortbildungsſchulweſen.

Am Schluß des ſo erfolgreichen demokratiſchen Reichs
bauerntages fand eine ſtark beſuchte Sitzung ſtatt, in der die
Frage des ländlichen Fortbildungsſchulweſens ausführlich er
örtert wurde. Die Sihung wurde geleitet vom demokratiſchen
Landtagsabgeordneten Meincke. Als erſter Referent ſprach
Lehrer Hin rich s aus Marienhafe (Oſtfriesland). Der Red
ner erhob die nachfolgenden Forderungen, die in Form einer
Entſchließung niedergelegt wurden:

Die anläßlich des Reichsbauerntages am 29. 30. Januar
1927 in Braunſchweig tagende Verſammlung von Intereſſenten
der ländlichen Fortbildungsſchule fordert aus Gründen des
wirtſchaftlichen und ſittlichen Wiederaufbaues die größtmög-
lichſte Förderung des ländlichen Fortbildungsſchulweſens, das
der beruflichen Ausbildung der heranwachſenden männlichen
und weiblichen Bevölkerung nach Möglichkeit dienen ſoll.

Das ländliche Fortbildungsſchulweſen iſt lediglich dem
Landwirtſchaftsminiſterium zu unterſtellen.

Anzuſtreben iſt mit tunlichſter Beſchleunigung ein Be
rufsſchulgeſetz, das die in der Verfaſſung verankerte allgemeine
Pflichtfortbildungsſchule beiderlei Geſchlechts bis zum vollen
deten 18. Lebensjahr vorſchreibt. Bis zur Erreichung dieſes
Endzieles iſt die ländliche Fortbildungsſchule zielbewußt aus
zubauen.

Dazu erſcheint notwendig

a) daß die Anterrichtszeit vermehrt, das Unterrichtsziel er
weitert wird,
daß nur intereſſierte und vollbefähigte Lehrkräfte in der
ländlichen Fortbildungsſchule verwendet werden,

c) daß vor allen Dingen für die Regierungsinſtanz ſofort
und für die Kreisinſtanz mit tunlichſter Beſchleünigung
eine für die ländliche Fortbildungsſchule eigene Schul
aufſichtsſtelle geſchaffen wird.

Als zweiter Referent ſprach dann Regierungs und Schul
vat Ruchatz Magdeburg, ebenſo wie der erſte Referent ein
Fachmann in der Frage des ländlichen Fortbildungsſchul
weſens. Er legte der Verſammlung folgende Richtlinien vor

1. Gemäß Artikel 145 der Reichsverfaſſung hat ſich auf
der achtjährigen Volksſchule die Fortbildungsſchule bis zum
vollendeten 18. Lebensjahr aufzubauen.
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Welegen t itet erufs Fon bildungs) Schul en e e e e e n e Gruppenaufnahme des neuen Habinetts nach ſeiner erſten Sitzung
ding ſchule für Knaben und Mädchen beſchleunigt durchgeführt

W werden. tun 2. Anſere Jugend muß bei aller Achtung für die geſchicht
lhe de hiche Vergangenheit für den in der Reichsverfaſſung veranker
n der ten Volksſtaat erzogen und gewonnen werden. Die Erziehung
laß zum deutſchen Staatsbürger hat darum im Mittelpunkt alles
n Ver Unterrichts zu ſtehen, deſſen ethiſch gerichtetes Ziel die Er

gehung zur wahren Volksgemeinſchaft iſt. ts Die geſamte ſchulentlaſſene Jugend hat mindeſtens
EWinterhalbjahre die ländliche Fortbildungsſchule mit min- e
beſtens 6 Wochenſtunden zu beſuchen. Der Anterricht hat die e

enſteuer Aufgabe, im Anſchluß an das Bildungsgut der Volksſchule
ebe auf nd in ſteter Beziehung zur Heimat, die Kenntniſſe und Fer
en und gkeiten der Jugendlichen zu entwickeln und ſie zur Erfül
ügrund. ung der Aufgaben und Pflichten in Beruf, Familie, Gemeinde e
lich ges nd Staat zu befähigen. Auf Die bäuerlichen und klein
jetzigen werblichen Belange iſt ſtets genügend Rüchſicht zu nehmen.
ch not 4. Anterrichtsgegenſtände der ländlichen Fortbildungs
udwirt- (chulen ſind Staatsbürgerkunde und Lebenskunde, Deutſche
er ein. rache, landwirtſchaftliche Naturkunde, Wirtſchaftskunde,
ſich be ändlich eingeſtelltes Rechnen, zeichnende Raumlehre und land

deren wirtſchaftliche Buchführung. Fragen der Bodenreform und des
rkehts- edlungsweſens ſind in den Lehrplan mit aufzunehmen.

bie Fortbildungsſchulen für Mädchen ſind entſprechend den e e Sdeblichen Aufgaben und Pflichten durch Aufnahme von Haus See j eSi en en Gartenbau, Geſundheitslehre und Unter dem Vorſitz des Reichskanzlers Dr. Marx fand im Reichskanzlerpalats, Wilhelmſtraße die erſte Sitzung des

c Ruſtk auszugeſtalten. neuen Kabinetts ſtatt.v 5. Am die Fortbildungsſchulen in ihrem Aufbau beſſer Von links nach rechts ſitzend: Von links nach rechts ſtehend:
v rn zu können e n m e Verhältniſſe S Arbeitsminiſter Dr. Brauns (Ztr.) Verkehrsminiſter Dr. h ch. Düſſeldorf (Ontl.)
f dem ten mehrere Gemeinden zu einem Fortbildungsſchulver Außenminiſter Dr. Streſe mann (D. V. P.) Innenminiſter Hr. von Keudell (Ontl.)
k ſein de zu ehe Reichskanzler u. beſetzte Gebtete Dr. Mar x (Ztr.) Winanzminiſter Dr. Köhler (Ztr.)Sie b. Die Lehrkräfte ſind in beſonderen e Juſtizminiſter und Vizekanzler Hergt (Ontl.) Ernährungs u. Landwirtſchaftsm. Schiele (Dntl)
n ne n e e t m Wehrminiſter Dr. Geßler (ohne Partei) Wirtſchaftsminiſter Dr. Curtius (D. V. P)

l ichen Wort rdunm l be ö n er S e e ca mecceeeeEèSòe n enden n be e e Bei dieſem Abbau lehnt die Wirtſchaftspartei aber Die Krankenkaſſe des kaufmänniſchen Vereins zu
v die Vertreter der Landwirtſchaft und der rerſchaft Experimente nach dem Rezept Dr. Eiſenbart ab. Des Magdeburg veruſt auf Freitag, den 25. Februar, abends

mine en. halb bekämpft ſie den von der Deutſchen Volkspartei Ahr nach dem kleinen Hoffägerſagl eine außereini t ſten nd F e Jnen 7. Die Lehrkräfte der dich e es und dem Zentrum unterſtützten Antrag der Deutſch ordentliche Hauptverſammlung ein. Mitgliedskarte iſt
See e e e e r S e nationalen, welcher zunächſt die Gewerbetreibenden als Ausweis vorzulegen.

sreichend zu Digen. zent t wirt f g. et then diſferengterte Vergütungen ſind ablehnen e Die e m e ſie diemehr Tür d aufſichtigung und Verwaltung des ländlichen g irteldeutſche Rundſchau“ ſind fällig.Für die Beaufſichtigung und Verwaltung des ländlich willSache ortbildun wie i nd tenſtellen Wir weiſen wiederholt darauf h. daß ſämtlidungsſchulweſens ſind beſondere Dezernentenſte zu Die Wirtſchaftspartei hat dur ihren berufenen Wir weiſen wiederholt darauf hin, daß ſämtlichee affen und mit des Woltsſchul und e Vertreter im Landtag der e geren Laden et und e e en der d
wigen Perſönlichkeiten Zu n n v e d dorff erklären laſſen, daß der Grundbeſitz genug von e Partei, die e e e m W

9 üß die Aufſicht der ländlichen Fort i ungsſchulen a allen Zwangs und Ausnahmegeſetzen hat, daß er auf organiſa ion angehören, ihre eiträge direkt an den
n des inneren und äußeren Zuſammenhanges mit der Knie F Bezirksverband Magdeburg Anhalt zu zahlen habeneich S terſtellt bleiben. Ein Zuſam- unſinnige beſtehende Ausnahmegeſetze nicht neue Mindeſtbeit ierteljährlich 1 Wir bitten dit. e Den Schulräten unterſte Kueenen Ausnahmebeſtimmungen u Laſten eines Stande Verr rrag Jertelfährlich e
arbeiten mit landwirtſchaftlichen Fachſchulen iſt anzu aufzuſeten wünſcht noch dazu eines Standes, wie Beiträge möglichſt umgehend abzuführen, ebenſo erſuchen

v eben. J dem der kleinen Gewerberaummieter, der ſelbſt durch wir e di rüchſtändigen Vezugsgebühren für
m der ausführlichen Erörterung, in der vor allem eine e kutich de un Die „Mitteldeutſche Rundſchau für das 4. Quartal 1926an irte den Standpunkt der Refe- die Jnflationswirtſchaſt und eine wahnſinnige Steuer her Wi en o n Parteta ohe Zahl Praktiſcher Landwirte den Stundpun n geſeßgebung euintert worden iſt. ſofort zu entrichten. Wir hoffen, daß unſere Partei

e ten billigte, zeigte ſich das große e e t freunde dieſer Bitte entſprechente der mokratiſchen Bauernſchaft die Frage des Fortbildungs ee bildet. Schließlich wurde ein Ausſchuß, beſtehend aus nen. Wer hat bezahlt Jdie Peſſonen eingeſetzt, der praktiſche Vorſchläge zur Forderung Am Einſendung der fälligen Bezugsgebühren und Vei n
rhing S ländlichen Bildungsweſens ausarbeiten und den zuſtän Bezirk Magdeburg. träge wird freundlichſt erſucht.

e Stellen, vor allem auch der demokratiſchen Landtags V „t F. B- Magdeburg 9 E. CAſchersleben 8 N. Hrngut ktion, unterbreiten ſoll. eranſtaltungen Magdeburg 9 A, E. A.-Warnau 4 M J. N. Magdeburg 4,25réiche. der H. T.Cochſtedt 5 O. N. Magdeburg 9 H. P.MagdeVerrat der Wietſchaftspartet an ihren Deutſchen Demokratiſchen Partei, e
W ähl ern Ortsgruppe Magdeburg.tband e Bezirk Halle.hweig AUnabläſſig hat die Wirtſchaftspartei zuſammen mit Geſchäftsführender Ausſchuß Montag, den 13. Febr.

leben, en Führer Lademd o rff gegen die Wohnungs e 6 72 Ahr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 139 Dank an Hie Reſchstagsfraktion.
andt. angs wirtſchaft Sturm gelaufen, und gerade ihr Drän- bis 140. ue n e n größte Schuld an der von den Gewerbe Stammtiſch: Dienstag, den 8. Februar, abends 8 Uhr Nach Abſchluß der letzten Vabinettsbildung ſind dem

n n hiſchen Volks Hotel Weißer Bär Weinfa ſtraße 6 geſchäftsführenden Vorſtande unſeres Bezirksverbandesbenden bekämpften Verordnung des Preußiſchen Volks faßſtraß en Kretfahrtsminiſters vom 11. 11. 26 betreffen Heraus Gruppe NordfrontAlteReuſtadt. Dienstag den 15. ſie e reisvereinen und Ortsgrupp en an
25 ne ber gewerblichen Räume aus der Zwangewire- Fruar, abends 8 Ahr im Cafe der Nattong feſt ſation Schreiben n ren n die Uebermitt-

n e Wirtſchaſtspartet war e die in der ſalen et Wohlgeyrgen, Vortragsabend. alen an iee hee Dternung an unſere Reichstage

n Feſ d fraktion anläßlich ihrer Haltung und einmütigen Enteich ung des Landtages vom 12. n dieſe d Konrektor Henning ſpricht über „Kirche und Repu ſcheidung gegen ihre Veteiligung an einer Regierung des
die ſonders begrüßte Auch heute noch nach all' den Stür- blik“. Jedermann willkommen r.er di m aus den Kreiſen der Ladenmieter hat die Wirt Gruppe für Handwerh d Ge b Mont Bürgerblocks gebeten wurde. Der geſchäftsführende Vor

e e ſo elehet. obwohl ſich in dieſen Ta- den 14 Ferne u le m en im Bürger kKand hat darauf in völliger Uebereinſtimmung mit der
ſchen Wo nd ſo gar Die Deutſchnationale n S ruar See n hr in den v tſtüdter e in den Dankſchreiben geäußerten Auffaſſung an den Ge
ſprat lkspartei e allch im abgeſchwächter Form, dem Mitte e a e ſchäſtsführer der Reichstagsfraktion und an unſere Reichs

e der Demokraten ſofort am 12 erhobenen Ein Ah e ne n en e a e re e end et
e ich angeſchloſſen, alſo wenigſtens ihre bisherigen Feh willkommen e i e n v e e e e W h

weder gutzumachen bemüht haben. In kraſſeſter m Merſeburg (11. Reichswahlkreis) ſprimr Nſe hat e e wieder e Ladendorff für ſeine n landnd Donnerstag, den 10 Februar, abends der Reichstagsfraktion Dank und Anerkennung aus für
en im Landtage ſich für die Verordnung vom 11. 11. 3 Uhr in den a h adterVürgerſcten Apfelſtr 9 trag die Einmütigkeit, mit der ſie ihre Beteiligung an einer

ngeſetzt. Wenn nicht die Beſeitigung der ganzen e We e n er Aſſekuranz Fegierung des Vürgerblocks abgelehnt hat. Der Vordu e en mit einem Mal erreicht wer i rtſchaftsſaktor. ſte willkommen
ſtand dankt insbeſondere auch dem Parteiführer für ſeinkönnte, ſo ſet es doch ein Fortſchritt, wenn wenigſtens Politiſche Ausſprache. Die nächſte Ausſprache findet unenkwegtes Feſthalten an einer politiſch klaren Weglichen inem Teil, in dieſem Falle bei den Gewerbetreiben- am Sonntag, den 139 Februar, vormittags 11 Uhr in der richtung.

h der Abbau der Zwangswirtſchaft begonnen habe. Freundſchaft ſtatt. Redner wird noch bekannt gegeben. Miniſter Dr S chreiberden. e Handlungsweiſe der Wirtſchaftspartei in dieſer r Sinsbeſondere aber die Ausführungen des Herrn Demokraten, verbreitet Euer Wochenblatt! m ver rheiniſch weſtfäliſchen Induſtriem Worff, ſtehen im ſchärfſten Gegenſatz zu den bei den Anſere Freunde in Stadt und Land bitten wir herz Der Verein zur Wahrung der gemeinſamen Wirt
nan en im Dezember 1924 gemachten Verſprechungen lich, an der Verbreitung unſerer Wochenſchrift mitzu- (Haftsintereſſen im Rheinland und Weſtfalen und die
ter in Gewerbetreibender, der Selbſt und Stande arbeiten. Wir können den vielen Wünſchen die an uns Nordweſtgruppe der Eiſen und Stahlinduſtriellen hielt
dieſes ßtſein beſitzt, hätte der Wirtſchaftspartet ſeine Stimme gerichtet werden, nur nachkommen, wenn wir auf die in Düſſelldorf ihre von Vertretern der Behörden und der
an n wenn er dieſe Haltung der Wirtſchaftspartei

Anterſtützung unſerer Freunde rechnen können. Wir führenden Wirtſchaftskreiſe ſtark beſuchte Mitgliedervere vorausſehen können. Auch der Gewerbetreibende bitten alle Freunde, die ſüncangiell dazu in der Lage ſind, ſammlung ab zu der auch der preußiſche Handelsminiſter
Hauseigentümer und micht Mieter iſt, würde es micht um Aebernahme von Patenſtellen für wirtſchaftlich Dr. Schreiber ſein Erſcheinen sugeſagt hatte. Ueber den

ben weil er ſeinen Kollegen nicht unglücklich me, a e en es mit möglich iſt. unſere Preſſe auf Verlauf der am ea tung ſchreiht die Frankfurter
nd an den Bettelſtab bringen will, weil er über eigene Rechnung zu halten. Wir weiſen darauf hin, daß Zeitung Der markanteſte Vortrag des Tages war der

der t eine ſo einſeitige Intereſſenpolitit werurteilen Uns einige hundert Anſchriſten worlhiegen von politiſch vom preußiſchen Handelsminiſter Dr. Schreiber, der ins

hr ſtark intereſſierten Parteifreunden, die um ein Freie beſondere in der Frage der Stellungnahme des Anterfort s iſt ein Verdienſt um die Bereinigung des politi- ſtück unſerer Wochenſchrift erſuchen Sicherlich ſind eines nehmens Zur Arbeiterſchaft in freimütiger Weiſe eine
n Ebens, daß der demokratiſche Abgeordnete Hoff Anzähl Parteifreunde bereit, auf ihre Koſten auf ein innere Amſtellung der Unternehmerſchaft forderte und ſich
chul M auf dieſe Widerſprüche im Landtag hingewieſen

Viertel oder Halbjahr dieſen treuen Freunden ein Jogen den Woerkegzemeinſchaftsgedanken in ſeiner heutigenIm Wahlkatechtsmus der Wirtſchaftspartet des
Wah u Exemplar unſeres Blattes Zzukommen zu laſſen Probeſtücke Form unter Ausſchaltung e Hewertſchaften wandteu en Mittelſtandes für die Reichstags und Land werſendet der Verlag an alle intereſſierten Kreiſe und Handelsminiſter Dr. Schreiber

ein wahlen abgedruckt auf Seite 201205 im Hand hitten wir frdl. um einige Anſchriſtem In einzelnen führte in ſeinem Reſerat Politik und Wirtſchaft u. a
chul Des Preußiſchen Landtags vom 20. Februar 19259

e Orten wo die Verbreitung unſerer Wochenſchrift in ge aus, daß beide untrennbar miteinander verbunden ſindvon e nämlich folgendermaßen ſchickten Händen liegt haben wir ſehr erfreuliche Fort Die Bedeutung des inneren Marktes für unſere Wirt
al Die Wirtſchaftspartei fordert die Beſeitigung der ſchritte gemacht. Was in dieſen Orten möglich iſt, wird ſchaft ließe ſich u. a. nur dann richtig würdigen, wenn

hnungezwangswirtſchaft mit von wirklichen Sach überall gelinger, wenn wir uns energiſch um die Ver gleichzeitig die Lage und die Möglichkeiten unſerer Jndu
ſtändigen zu ſchaffenden Uebergangsbeftimmungen, breitung unſeres Blattes bemühen l ſtrie berüchſichtigt würden. Während die Ausfuhrſette ſich



leidlich entwickelt habe, ſei eine Beſſerung der Einfuhr
ſeite durch Verzicht auf im Eigenland vorhandene Roh
ſtoffe und Waren nötig Die Beſeitigung der Wohnungs
Not werden ebenfalls den inneren Markt beleben. Die
Hebung der Konſumkraft ſei weiter ein wichtiges Mittel
zur Belebung des Binnenmarktes, könne aber nicht allein
mit der primitiven Melhode einer allgemeinen Lohner
höhung erzielt werden Ein derartig ſchematiſches Vor
gehen wird die Verteuerüng der Produktion und Be
triebseinſchränkung zur Folge haben, um die Höherbezah
lung einer kleineren Arbeitergahl zu ermöglichen Bezüg
lich der Weberrbeit ſei anzuerkennen, daß ein fortgeſetz
der Betrieb in Zeiten vorübergehender Auſtragshäuſung
Ueberarbeit nicht entbehren könne jedoch dürfe auf deinen
Fall die heutige allgemeine Ueberſchreitung des Achtſtun
dentages als Regel angeſehen werden Die Anterneh
merſchaft müßte in verſtärktem Maße dazu kommen für
dauernde Ueberarbeit auch wieder Neueinſtellungen vor
zunehmen. Die Belebung der Börſe mit wahrſcheinlich
hum größten Teile gebörgtem Kapital habe ein Ausmaß

Angenommen, daß die Frage nahe läge, lieber wenkger
Geld in die Börſe als mehr in den Konſum und mehr in
Die Produktion Hhineingulenken Das Verhältnis zwiſchen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer müſſe ein anderes werden
als heute. Der Gedanke der Werks gemeinſchaft unter
Ausſchaltung der Gewerkſchaften ſet nicht in der von dem
Anternehmertuimn heühe angeſtrebten Form zu vealiſteren
Hinweiſe auf Ameriha vergeſſen zu leicht, daß dort gänz
andere Verhältniſſe vorliegen Es dürfe micht vergeſſen
werden, daß die deutſchen Gewerkſchaften in den letzten

Jahrgehnten ein großes Verdienſt um die Hebung und
Entwicklung der Arbeiterſchaft ſich erworben (haben, und
das Wiſſen um dieſes Verdienſt mache ihre Ausſchaltung

unmöglich.
Dr. Schreiber forderte weiter eine innere Amſtel

ung der Anternehmerſchaft und des geſamten deutſchen
Volkes Die in der Zeit der Dreiklaſſenwahlrechtspolitik
goeſellſchaftlich minderberechtigten Volksteile ſeien heute
Zwar politiſch gleichberechtigt, dagegen ſei die geſellſchaft
liche Gleichberechtigung, wie ſie gerade auch in Amerika
größtenteils vorhanden ſei, bei uns noch nicht da. Das
Deutſche Volk müſſe dahin kommen daß jeder Eingelne zu
einer nur verſchieden geſtuften Bürgerſchaft gehört, auf
der der Einzelne ſich nicht nach Verdienſt der Ahnen,
ſondern nach eigenem Verdienſt auf und abwärts bewege.

Der Weg der jungdemokratiſchen Politik.
Halle. Der Vortrag, den der Bundesvorſitzende des

Reichs bundes deutſcher demokvatiſcher Jugend“, Herr Dr.
Frank, von Jungdemokraten und Mitgliedern des Ver
eins der D. D. P. am vergangenen Sonnabend hielt, be
deutet, um es vorwegzunehmen, für eine gedeihliche Zu
ſammenarbeit und für ein gegenſeitiges Verſtehen und
Fördern einen vollen Erfolg. Die Verſammlung war vom
Vorſtand des Vereins der Jung demokraten einberufen,

Und nach vorheriger Aebereinkunft waren die Mitglieder
des Vereins der D. D. P. zum Beſuch eingeladen worden.
Man hätte gewünſcht, daß der Beſuch aus dieſen Reihen
ſtärker geweſen wäre. Denn die dem Vortrag wo Red
ner zugrunde gelegten Gedanken, ſeine glättende Vor
tragsart und die im Vortrage für die demokratiſche Ju
gen empfohlene politiſche Wegrichtung zeigten, daß die
Beſtrebungen auf dem politiſchen wirtſchaftlichen und
ulturellen Gebiet zwiſchen den älteren Demokraten und
ihren jungen Freunden ſich decken. Dieſer Auffaſſung galb
nach dem Vortrage auch der Vorſitzende des Vereins der
D. D. P. in Halle, Herr Minner, Ausdruck. Er be
grüßte die heute durch den Vortrag erfolgte Klarlegung
Der Ziele der Jungdemokraten, die als gemeinſchaftliche
mit denen der Mitglieder des Vereins der Demokratiſchen
Partei angeſehen werden könnten. Der demokratiſchen
Jugend ſolle es nach wie vor unbenommen bleiben, mit
Dem der Jugend eigenen Feuer und mit jugendlicher Be
geiſterung ſich ſür ähre politiſchen Jdeale einzuſetzen. Man
ſolle aber auch gegenüber notwendiger Reallpolitik die
Erfahrungen des Alters mit der ihnen gebührenden Be
wertung einſchätzen Bei etwaigen Meinungsverſchteden
heiten über das Politiſche Tempo werde auch künſtig eine
Ausſprache zwiſchen Jung und Alt, wie ſie heute geboten
worden, zur Glättung und Zür gemeinſamen Tätigkeit
führen. An der Ausſprache beteiligte ſich weiter Herr
Dormblüth, der insbeſondere die Schwierigkeihen, vor
Denen die demobratiſche Fraktion und die Partei alls ſolche
bei ihren Entſcheidungen wiederholt geſtellt war, er
Jäuterte. Die gemeinſame Arbeit von Jugend und Alter
vwerbürge ſchließlich den Erfolg der Demokratie.

In ſeinem Vortrage ging Dr. Frank von der ſeit der
Stagtsumwälzung erfreulicherweiſe entſtandenen Be
ſchäftigung des jungen Deutſchland mit den geiſtigen
Fragen der Politik aus. Die Jungdemokraten vertreten
nd unterſtützen jede Friedens und Verſtändigungspolitik
und ſchließen ſich der großen außen politiſchen Propaganda
des jungen Deutſchland im Be ſenntnis zu Paneuropa an.

Fur Jnnen Außen und Wirtſchaſtspolitik iſt oberſtes
Geſetz Gerechtigkeit. Es gibt nur die Wahl zwiſchen
Weimar und Moskau. Amſo mehr werden wir unſer Be
kenntnis gu Verſaſſumg und demokratiſcher Republik aktiv
bekräſtigen. Jm hulturpolitiſchem Kampfe treten die
Jungdemokraten für die Simulltanſchule ein, da nur dieſe
konfeſſtonelle Gegenſätze überbrücken kann und mur durch
die Stagteſchuſe ſtagtsbürgerliche Erziehung durch den
Staat möglich iſt. Die großen Fragen der Politik ſind
Abenſſo wichtig wie die Tage
die Jungdemokraten mit allen Gebieten des politiſchen
Lebens Jm Unterſchied zu den Jugendgruüppen anderer
Parteien iſt der Jungdemokrat nicht verpflichtet Mitglied

Der D. D. P. zu ſein. Junge, ſuchende Menſchen zwängt
man nicht gern in ein Parteiprogramm. Trotzdem oder
gerade deswegen ſind die Jungdemokraten der wahrhaft
Demokratiſch erzogene Nachwuchs der Partei. Nicht die
unbedingte Treue zu Parteibeſchlüſſen, ſondern zur demo
kratiſchen Weltanſchauung überhaupt und zur ſozialen

spolitik, deshalb befaſſen ſich

Die eingehenden und intereſſanten Aus
n einmütigen Beifall, dem der Vor

Herr Klein ich noch be
tiſcher Jugend
führungen ſfamd
ſitzende der Jungdemokraten,
ſonderen Ausdruck gab

M

in Halle
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Mittwoch, den 9. Februar,
abends 8 Uhr, im Nikolaus-Saal
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Ver unnen annmſſſſinTages ordnung:
Geſchäfts und Kaſſenbericht
Satzungsänderung.
Vorſtandswahl.
Wahl der Delegierten zum Bezirksparteitag.

Hierauf:

Re pplitiſche Lage
Redner Herr Rerikken

Kommunale Fragen

Der Vorſtand erwartet eine rege Beteiligung
der Mitglieder.

TEeDie „alten“ Reichsfarben.
Halle. Jn der „Halliſchen Univerſitäts Zeitung

pom 18. Januar 1927, einem ganz rechtsſtehenden Studen
enblatt, findet ſich ein Aufſatz über „Die Tage der
Reichsgründung im Spiegel althalliſcher Zeitungsblätter“.
Jhm entnehmen wir folgende Schilderung der Reichs
gründungsfeier im Jahre 1871

„Die Siegesſeier und die „Reichsgründungsfeier“,
wenn wir von dieſem Begriff damals ſchon reden dür
ſen, fand erſt im März ſtatt. Die Feſtlichkeiten fielen
mit dem Geburtstage des Kaiſers guſammen. Mit be
geiſterten Worten ſchildert uns der Referent des „Halli
ſchen Tageblattes die Ereigniſſe. Die Straßen waren in
Laubengänge verwandelt, aus den Häuſern wehten die
Fahnen. Die preußiſchen und die alten Reichsfarben
konnte man ſehen, aber auch ſchon die neue ſchwarzweiß
rote Trikolore des Kaiſerreiches.

Daraus geht hervor, daß man 1871 in Halle noch
ſehr gut gewußt hat, was die „alten“ Reichsfarben wa
ren, während man die „neuen“ noch nicht kannte. Und
wieviele gibt es nicht Heute, die behaupten ſie könnten
ſich nie und nmimmermehr enlſchließen, die „al ten
(d h. ſchwarz weißroten) Farben preiszugeben Und
könnten darum auch nicht zu den Demokraten kommen,
mit denen ſie ſonſt gang übereinſtimmlen.

Es wäre gut, wenn unſere Freunde für die Ver
breitung von Aufklärung über den wahren Sachverhalt
ſorgen wollten

Halle. (Anormale Pleite.) Die Nationalliſten und
Hakenkreuzler kriegen nicht einmal mehr eine richtige
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partei, Kreisverein Leipzig, kürzlich Konkurs angeme
det. Das Gericht hat den Antrag auf Einleitung de
Verfahrens aber wegen Mangel an Maſſe abg
lehnt Ob man darunter auch die Gehirnmaſſe gemeir
hct?

Weißenfels.
den 7. Februar, „Sächſtſchen Hofabends 8 Ahr ſim
Jahres Hauptverſammlung

D. D. P. in Halle.
An unſere Mitglieder!

Die Mitgliederkarten für 1927 gelangen ab nächſte
Woche zur Ausgabe.

Die Beiträge, die auf Wunſch auch in halbjährliche
oder vierteljährlichen Raten gezahlt werden könne
werden bei den Mitgliedern, die nicht perſönlich
Parteibüro oder durch Ueberweiſung zahlen, durch u
ſeren Boten gegen Aushändigung der Mitgliedskarte ei

gezogen.
Wir bitten, die Beträge bereitzuhaltem.

Der Vorſtand.

über den Dem
Jahres und Kaſſenbericht. Bericht
kraſtiſchen Mittelſtandstag. Vorſtandswahl. Anträe
und Verſchiedenes.
nötigWeißenfels. Am Sonntag, den 13. Februar, wir
für die Kreisorganiſation ein Parteitag abgehalten we
den. Jm Laufe der Verhandlungen ſpricht Herr Dorn
blüſthe Halle über „Oppoſition und Bürgerblock.“

Zahlreiches Erſcheinen iſt dringen

S

Kündigungsſchutzbeſtimmungen für Angeſtellte übe

5000 Mark Einkommen e
Die Sachverſtändigen des Reichswirtſchaftsrates

begutachten.

Nach S 68. HGB. und S 133 b RGO. gelten gewiß
Kündigungsſchutbeſtimmungen nur für An geſtellte m
einem Einkommen bis zu 5 000 Mark. Weitere Gren
beträge ſind in den Vorſchriften des HGB. über die Ve
einbarung von Wettbewerbsverboten feſtgelegt inſofern
als ſolche Verabredungen mit mehr als 8 000 Mark Ei
kommen aber unbeſchränkt wirkſam ſind. Dieſe Grenze
ſind in der Jnflationszeit auf die Geldentwertung umg
ſtellt worden, ohne daß bis jetzt eine erneute Umſtellun
auf die feſte Währung erfolgt wäre. Es gelten olſo no
heute die Beſtimmungen, nach denen die genannten Fri
Hensgrenzbeträge mit der jeweiligen Jndexgiffer für L
bensunterhaltungskoſten zu vervielfachen ſind, wenn mo
die jeweils geltende Grenze ermitteln will. Ein Schade
iſt den Angeſtellten durch dieſe Regelung nicht entſtande
Jmmerhin iſt es verſtändlich, wenn die beteiligten Min
ſterien heute, nachdem bereits drei Jahre ſtabiler ä
rung ins Land gegangen ſind, Wert darauf legen, ant
hier von der Jnderberechnung loszukommen und zu ſt
bilen Grenzbeträgen überzugehen. Aus dieſem Grun
hab en Reichsarbeits und Reichswirtſchaftsminiſter
meinſam den vorläufigen Reichswirtſchaftsrat um die E
ſtattung eines Gutachtens über die feſtzulegenden ment
Beträge erſucht.

Nach Auffaſſung des Gewerkſchaftsbundes der Ang
ſtellten wäre es richtiger, die Gehaltsgrengen bezüglich d
Kündigungsbeſtimmungen ſowie die 8000-Mark-Gren?
für die Wettbewerbsverabredungen völlig zu ſtreichen un
damit allen Angeſtellten den Anſpruch auf die in Betrac
kommenden Vergünſtigungen einzuräumen, während d
Verbotsgrenze für die Verabredung von Konkurren
klauſeln nicht nur angepaßt, ſondern tatſächlich weſentli
erhöht werden ſollte. Jn dieſem Sinne iſt der Gewer
ſchaftsbund der Angeſtellten auch an den Reichswirtſchaft
rat herangetreten

Einige Berichte maßten wegen Platzmangel zurüſe

Pleſite fertig. So hat die „Nationalliſtiſche Arbeiter
e ä h

D as neue Heim d es Demokratiſchen Hlubs

geſtellt werden
e

e

eEine gemütlich
Jn Berlin hat der Demokratiſche Klub ein neues H

e E

Republik iſt die vornehmſte Erziehungsaufgabe demokra ausgeſtaltet und bieten mit ihrer ſchönen Ausſtattun

e in
eim eingerichtet. Die Räume ſind von namhaften Künſtle
g den Klubmitgliedern einen angenehmen Aufenthalt.

HOrtsgruppe der D. D. P. Montag
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